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Zn der Spitze der Staaten, welche von den germani�chen
Stämmen gegründet waren, �tand ein�t ein kriegeri�hes König-
thum. Die�e Könige hatten ihre Ge�eze der. Zu�timmung aller

freien Bauern zu unterwerfen. Sie regierten dur Ober�te, welche
�ie den Krei�en ihrer Länder vor�eßten. Die�e, die Grafen, be-

riefen die Bauern zur Kreisver�ammlung, d. h. zum Gericht und

zur Verwaltung der Graf�chaft und führten E Aufgebot der

Bauern, die Landwehr der Krei�e.
Die�es einfahe Staatswe�en wurde dur eine kriegeri�che

Ari�tokratie, welche �ih über die Bauern erhob, dur{<hbrochenund

zer�tört. Kriegslu�tige und ehrbegierige Leute hatten �i<h mit

Domänengütern des Königs beleihen la��en und fih die�em dafür
zu be�onderer Treue, zu unbedingter Kriegsfolge verpflichtet.
Mit großem Grundbe�iz ausge�tattet wurde die�e neue �tehende
Armee bald mächtigerals ihr Kriegsherr. Karl der Große war

‘eifrig bemüht, den Uebergriffen der kriegsdien�tpflihtigen Lehns-
leute gegen die Krone wie gegen die Bauern in Frankreich und

Deut�chland entgegenzutreten. Seine In�titutionen hielten ihre
Fort�chritte wohl eine Zeitlang auf, — nur de�to ra�cher kamen

�ie danachzum Ziele. Die Leute des Königs brachten das geliehene
Königsgut in ihren erblichenBe�iz. Die Aemter der Kreisober�teu,
an Lehnsmannen vèrgeben, erfuhren da��elbe Schi>�al: �ie wurden

dem Staate entfremdet, �ie wurden Privateigenthum der damit
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belehnten Ge�chlehter. Durch den Mißbrauch ihrer dem Staate

entri��enen Amtsgewalt, des Heer- und Gerichtsbanns über die

Krei�e des Landes zwangen die Grafenge�chlechterdie in den�elben
ange�iedelten kleineren Lehensleute des Königs, die Ritter, aus

dem Lehensverband des Königs in ihren eigenen Dien�t, in den

Lehensdien�t der Grafen zu treten. Bereits hatte der Reiterdien�t
der Lehensmannen den Landwehrdien�t der Bauern verdrängt.
Wer nicht �o großen Grundbe�ig be�aß, die�en Reiterdien�t lei�ten
zu können, wer niht Aufnahme fand in die Lehensmann�chaft
eines Grafen, war rechtlos den Bedrü>kungen �einer ritterlichen
Nachbaru, der Grafen �elb�t ausge�eßt. Der Staat konnte den

Bauern keinen Schuß mehr gewähren, �eitdem �eine Beamten die

Staatsgewalt an �ih gebracht hatten und in ihren Familien ver-

erbten. Die freien Bauern wurden herabgedrü>ktin die Schuß-
pflicht, in die Grundhörigkeit des ritterlihen Adels, �ié wurden

zu�ammengeworfenmit den ange�iedelten Knechtender Ritter�chaft.
Es war eine geringe Hülfe für das Königthum, daß es die Vor-

�teher der Kirche, die Bi�chöfe mit Land und Leuten, mit Grafen-
reten über die�e aus�tattete wie die weltlichen Barone, um ein

Gegengewicht gegen die�e zu gewinnen. Der Staat war dennoch
in das Privateigenthum übergegangen; er be�tand aus einer An-

zahl weltlicher und gei�tliher Lehensherr�haften. Nur deren Jn-

haber, die Barone, die Für�ten, �tanden no< im Verhältniß zur
Krone. Die Ritter�chaft gehörte den Baronen, die Bauern den

ritterlihen Grundherren. Wohl hieß der König der ober�te Lehens-
herr, wohl �{wuren ihm die Barone den Eid der Lehenstreue,
wohl ver�ammelte er die Barone, um mit ihnen das Lehensgericht
zu halten, um �eine Unternehmungen mit ihnen zu be�prechen,
um ihre Unter�tüzung zu den�elben zu erhalten. Aber der angeh-
lihe Staat der Treue i�t that�ählih der Staat der Untreue und

des Verraths. Glaubt der Lehnsmann, daß ihm der Lehnsherr
die Huld und den Schuß, welche der Lehnsherr dem Lehnsmann

{huldet wie die�er jenem Treue und Kriegsdien�t, niht gewährt
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habe, �o hält er den Lehnsvertrag Seitens des Königs gebrochen
und fih des Lehnseides entbunden. Die Mannen, die Rechte,
die Gewalt des Staats waren das Eigenthum der Barone;
ihnen gehörte die wirklihe Macht. So �tand es bei den Baronen,
ob �ie dem Königedienen wollten oder nicht, ob �ie für ihn oder

gegen ihn kämpfen wollten. Das Königthum war durch die

Barone, d. h. dur< den hohen Adel, �einer Gewalt entkleidet

worden, es war nichts mehr als ein Name. Seine Rechte
waren wie die des Volkes, d. h. die der Bauern, an eine kriege-
ri�che Ari�tokratie übergegangen. Das war der Lehns�taat, das

warder Zu�tand Europa's im elften Jahrhundert.
Es war die Folge einer Eroberung, daß England eine

andere Bahn der Entwi>elung ein�chlug. Auch in England war

die ritterliche Ari�tokratie mächtig geworden. Aber �ie hatte noch
niht alle Rechte des Königthums, no< nicht alle Rechte der
Bauern in �i< aufge�ogen, als Wilhelm der Normann die

Schlaht von Ha�tings gewann (1066). England lag zu �einen
Füßen. Weder wollte nochkonnte er �einem Ritterheere, welches
die Aus�icht reicherBeute au Land und Leuten um ihn ge�ammelt,
den Lohn des Kampfes vorenthalten; aber das Heer mußte zu

�einer Verfügung bleiben, wenn nicht jede Erhebung der Sach�en
�einen Sieg rü>gängig machen �ollte. Er kannte die Zu�tände
des Lehens�taats, die Ohnmacht der Krone in Frankreich; es

fehlte ihm niht an dem eigenthümlihenOrgani�ationstalent der

Normannen und er hatte freies Feld vor �ih. Das Feudal�y�tem,
welches er in Eugland einführte, war die Zurückführung de��elben
auf die Formen des alten kriegeri�chenKönigthums. Sämmtliche

Lehen, welche zu vergeben waren, wurden glei getheilt zwi�chen
den Baronen und den Prälaten. Die Macht der Barone jen�eit
des Meeres beruhte auf dem Umfang ihrer Be�ißungen, auf der

privaten Abhängigkeit, in welche fie die Ritter�chaft ihrer ehe-

maligenAmtsbezirkegebrachthatten. König Wilhelm machte die

Baronien kleiner als auf dem Kontinent — fie be�tanden, die
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‘flein�tenaus 80, die größten aus 700. Ritterlehen. Er bildete

�ie ans unzu�ammenhängenden Territorien, welchein ver�chiedenen
Krei�en zer�treut lagen; die Baronie des Earl von Kornwall

hatte 248 NRitterlehenin Koruwall, 196 in York�hire, 99 in

Northampton�hire, 54 in Su��ex !). Die Ritter�chaft der Ba-

ronien hatte niht blos dem Baron, �ondern auh dem Könige
den Eid der Lehenstreue zu {hwören. Damit war der Baron

außer Stande, �eine Ritter wie auf dem Kontinent zur Fehde
gegen den König aufzubieten. :

Die Macht der Barone auf dem Fe�tland beruhte darauf,
daß �ie die Amtsbezirke des Staats zu ihren Herr�chaftengemacht
hatten. Wilhelm der Normann hielt die Amtsbezirke und die

Baronien �charf von einander getrennt. Der Baron erhielt keine

anderen Rechte als den Heerbann und das Lehnsgerichtüber die

Ritter der Baronie, das niedere Gericht über �eine Grundholden.
Die alten Amtsbezirke des Landes, die Graf�chaften, be�tanden
neben den Baronien fort. Wilhelm übergab die Verwaltung der-

�elben be�onderen Beamten, den Sheriffs. Mochte er Prälaten,
Barone oder Ritter zu Sheriffs ernennen, er gab ihnen die�es
Amt niemals zu Lehen. Ihre Be�oldung be�tand nicht in liegenden
Gründen, �ie waren aus�chließlih auf die Sporteln des Gerichts,
auf den dritten Pfennig der Buß- und Strafgelder angewie�en.
Die Sheriffs waren auf Widerruf ernannte Beamte, Kommi��are
des Königs. Damit �ie niemals die�er Stellung vergäßen, hatten

�ie zweiMal im Jahre vor den Schaßbeamten des Königs von den

Einkünften der Domänen der Graf�chaft Rechnung zu legen. Nicht
die Barone, die Sheriffs waren die Gerichtsherren der Graf�chaft.
Sie waren es, welche alle freien Ein�a��en der Graf�chaft zur

Graf�chaftsver�ammlung,zum Graf�chaftsgerichtberiefen. Vor die-

�em hatte der freie Bauer �o gut �einen Gerichts�tand wie der

Baron und der Ritter, ausgenommen die Lehnsfälle. So waren

1) Ellis, introduction to Domesday Book I, 455.
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die Barone außer Stande, ihre Baronien zu ge�hlo��enen Gerichts
bezirken umzubilden, �o waren. die Rittergüter außer Stande,
ihre bäuerlichen Gutsnachbarn zu ihren Unterthanenherabzudrü>eu
und mit ihren Grundhörigen zu ver�hmelzen. Gegen den Baron

fand der Ritter, gegen den Ritter der Bauer einen Beamten des

Staats zu �einem Schußebereit.

Die Erhaltung des Graf�chaftsgerichtsd. h. der Gerichtsbar-
keit des Königs, hat den Sieg der feudalen Ari�tokratie über

das Königthum und über das Bauernthum in England verhin-
dert. Die Unterwerfung aller Stände unter da��elbe Gericht hat
das Gefühl einer gewi��en re<tli<en Gleichheitunter den Stän-

den Englands begründet; es hat die Freiheit der Bauern und

das germani�che Recht den Engländern gerettet.
Es waren auf dem Fe�tlande die Fehden der Barone gegen-

einander, gegen das Königthum, welchedie Ritter�chaften der Baro-

nien mit dem Baron dur<h gemein�ame Unternehmungen, durch
gemein�ame Kriegsehre, durch gemein�ame Bente eng verbanden;
es waren die fe�ten Häu�er der Ritter, von welchen ans die Bauern

vergewaltigt wurden. In England bra<hKönig Heinrich Il. hun-
dert Jahre nah Wilhelm dem Eroberer das Fehdere<htder Ba-

rone und der Ritter�chaft, indem er ihre Burgen niederwarf;
niemand �ollte eine Fe�tung be�ißen außer dem Könige. Er wagte
es, die �äch�i�che Bevölkerung, die Bauern wieder zu bewaffnen.
Alle freien Eigenthümer der Graf�chaft �ollten fortan die Land-

wehr der�elben bilden. Sie �tand zur Verfügung des Sheriffs,
der ihre Offiziereernannte, um den Landfrieden gegen Ritter und

Barone zu erzwingen. Die Bauern waren nur zum Dien�t inner-

halb der Graf�chaft verpflichtet. Die�e Landwehr konnte deshalb

nicht wie die Landwehrordnung Karls des Großen die Bauern durch

lange und entfernte Kriegsdien�te ökonomi�ch ruiniren. Und wäh-
rend Heinrich die Bauern bewaffnete, ge�tattete er der Ritter�chaft
den für �ie wie für den König gleih unbequemen Lehensdien�t (der

Lehensmann war nur vierzigTage im Jahr zu dienen gehalten)jen-
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�eit des Meeres in Frankreich und Irlaud durch Lehenpferdegelder,
dur das Schildgeld (�päterhin drei Pfund für das Ritterpferd)
abzukaufen, be�hräukte er den Zweikampf als Beweismittel vor

dem Graf�chaftsgeriht. Seine Landwehr gab den Bauern mit

den Waffen das Selb�tgefühl wieder. Die Sheriffs hatten die

freien Bauern davor bewahrt, Grundholden der Ritter zu wer-

den, dafür waren �ie von die�en �elb�t als eine unterworfene Be-

völkerung de�to willkürliher und gewaltthätiger behandelt wor-

den. Heinrich IL. wies die Sheriffs an, auh in Klagefällen ge-

gen Bauern nicht mehr �elb�t�tändig den Spruch zu fällen, �ondern
auch hier Ge�chworene aus der Graf�chaftsver�ammlung zuzuzie-
hen. Für die Berufung von den Graf�chaftsgerihten gründete
er einen neuen �tändigen Gerichtshof, die Bank des Königs. Er

�tellte die Sheriffs unter eine {ärfere Kontrolle, indem er die

Graf�chaften jährli<h dur<h Kommi��are, Beamte �einer Schaß-
kammer und Richter der Königsbauk berei�en ließ.

Während das Staatsleben des Kontinents aufgelö�t war in

die Fehden der Barone und Ritter, während in Frankreich die

Kirche zu dem traurigen Nothbehelf des Gottesfriedens griff, be�aß
England am Ende des zwölften Jahrhunderts einen ge�icherten
Landfrieden, eine fe�te über das ganze Land hingreifendeGerichts-
gewalt des Staates, welche ihren Sprüchen Nachachtung zu er-

zwingen vermochte, bildeten �i<h aus den Ge�eßen der Angel�ach-
�en und den Gewohnheiten der Normannen die Anfänge eines -

Landrehts. Während der Kontinent keine Kriegsmacht kannte

als die der Lehensmannen, be�aß England neben der�elben bereits

wieder eine Armee von Bauern. Uebermächtigund gebietendwal-

tete das Königthum in England, während es in Deut�chland in

den �{<wer�ten Kämpfen gegen die Für�ten und Herren rang,

während es in Frankreih der Schatten einer Oberherr�chaftüber

einige vierzig Lehensherr�haften war.

Der Angriff des Pab�tthums vernichtete die königlihe Macht
in Deut�chland. Eben er�t von den deut�chen Herr�chern wieder auf-
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gerichtet, zahlte das Pab�tthum ihnen den Dauk, indem es den

Kai�ern die Ernennung der Bi�chöfe be�tritt. Die Ernennung
ihrer Anhäuger zur Verwaltung der gei�tlichen Lehensherr�chaften
war das einzige Mittel der Neichsregierung,welches den Kai�ern
geblieben war. Um durhzudringen entbanden die Päb�te die

deut�chen Barone von dem Lehenseide, gaben �ie ihrer Untreue

nicht blos einen Stüßpunkt außer Landes, �ondern auch die Necht-
fertigung der unfehlbaren Autorität des höch�ten Kirchenfür�ten.
Ju Verbindung mit den deut�chen Für�ten �tellten die Päb�te dem

Kai�er den Gegenkai�er gegenüber, machten �ie Deut�chland zu
einem Wahlreih. Die unglü>lichePolitik der Hoheu�taufen machte
das Uebel unheilbar. Der Hauptzwe> der�elben wurde die Er-

“werbung eines Erblandes in Italien. Die Erreichung de��elben
mußten die Päb�te verhindern, wenn fie fih nicht �elb�t aufgeben
wollten — �ie waren Landesbi�chöfe der Hohen�taufen in Italien,

wenn die�en die Befe�tigung in Neapel und Sizilien gelang. Nicht

begnügt mit dem Kampfe gegen die Uebérmacht der deut�chen

Für�ten , gegen die Uebermacht des Pab�tes, hatten �ih die Ho-

hen�taufen au< mit den mächtigen Städten Oberitaliens über-

worfen. Durch Zer�chlagung der großen Lehensherr�chaften in

fleinere, dur< immer neue Vergebungen von Staatsrechten, Land

und Leuten, durch die Ueberlieferungder deut�chen Städte an die

deut�chen Barone �uchten die Hohen�taufen in Deut�chland die Mit-

tel zur Erreichung ihrer Zwe>ke in Italien. Die einzige Hülfe,

welche �ie retten konnte, die Verbindung mit der Ritter�chaft und

mit den Städten Deut�chlands ver�hmähten �ie. Sie unterlagen
im dreizehnten Jahrhundert der Koalition des Pab�tthums, der

deut�chen Für�ten und der italieni�hen Städte, der Koalition der

Kirche, der Ari�tokratie und der Demokratie jener Tage. Mit

ihrem Falle war das Reich aufgelö�t, welches fie an �eine Spie

ge�tellt hatte. Es i�t die Herr�chaft über Italien, welche das

deut�che Reich zu Grunde gerichtet hat.

Für die engli�che Krone waren die An�prüche des Pab�tthums
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von geringer Bedeutung. Weder waren die Könige Englands auf

ihrer fernen In�el dem Patrimonium des heiligen Petrus gefähr-
lih, no< war es für die engli�he Krone von Werth, auf der

Ernennungder Bi�chöfe zu be�tehen. Die In�titutionen , welche
�ie gegründet, �icherten ihnen auch bei der freien Wahl der Ka-

pitel die Lehenstreue, die Kriegsfolge,die Lehens�teuern der Prä-
laten. VonHeinrichII. zu Klarendon ver�ammelt (1164), bekann-

ten �ih die Prälaten Englands als Inhaber vom Könige verliehe-
ner Baronuien, bekannten �ie, daß �ie für die�e allen Lehenspflich-
ten, daß �ie der Gerichtsgewalt des Königs unterworfen �eien.

Das dreizehnte Jahrhundert �ah neben der Auflö�ung des

deut�chenReiches die Erhebung des Königthums.in Fraukreich,
die Gründungder Verfa��ung in England. Während der Kampf
gegen das Pab�tthum das deut�che Königthum vernichtete, kam

die Krone in Frankreichdur < das Pab�tthumempor. Im Dien�te
des Pab�tthums, welchem�ie �ih zur Verfügung �tellt, erobert die

Krone von Frankreich die keßeri�hen Lehensherr�chaftenSüdfrank-
reis, erwirbt eine Nebenlinie der�elben Neapel und Sizilien. An

der Spize der neuen Stadtgemeinden, welche eben aus den Ba-

ronien hervorwach�en, unterwirft die Krone von Frankreich die

Lehensherr�chaftenim Norden und O�ten des Landes. Das König-
thum entreißt die Ritter�chaften den Baronen, indem �ie jenen den

Lehenseidgegen die Krone abnimmt, es {hüßt die Ritter�chaften
und die Städte gegen die Barone, indem es in dem Parlament
von Paris eine Gerichtsgewalt gründet, welche�i auf ein fremdes
Recht �tützt, de��en Grund�atz die ab�olute Gewalt der Für�ten war.

Indeß die deut�chenBarone das Reich theilten, lag der

{wer�te Dru>k auf ihren Standesgeno��en in England. Die Straf-
gewalt, die Polizeigewalt,der Lehnsverband waren für die Könige
von England eine �ehr reihli< fließendeQuelle ihrer Eiukünfte.
Die Könige England's machten die Pflichten der Lehnstreue mit

einer Energie und in einem Umfange gegen die Va�allen geltend,
welche dem Kontinent völlig unbekannt waren. Nicht blos ver-
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weigerte Lehnsfolge, jedes Mißverhalten des Lehnsmannes gegen
den König, jede Ver�äumnuiß wurde mit hohen Bußen geahndet.
Der Lehnsmäny wurde oft ohne jeden Grund unter irgend einem

Vorwand der Gnade des Königs verfallen erklärt und hatte �ein
verwtrktes Lehen für eine beliebige, vom König normirte Summe

wieder zu lö�en !). Die Be�izveränderungs-Abgaben,die Lehns-
�teuern wurdenhoh beme��en, und nicht blos in den herkömmlichen
Fällen (derGefangen�chaft des Königs, des Ritter�chlags des älte�ten
Sohnes, der Verheirathung der älte�ten Tochter) erhoben. Die

Obervormund�chaft des Lehnsherrn über minderjährigeLehnserben,
die Verheirathung der Erbtöchter wurden im fiskali�chenJutere��e in

umfa��end�ter Wei�e ausgebeutet. Nur in der Be�chränkung der

weiten und willkührlihen Lehenshoheitdes Königs war Abhülfe
zu erreichen. Die Barone von England mußten ver�uchen zu er-

kämpfen, was ihren Standesgeno��en auf dem Kontinent mit der

Vollendung des Lehens�taates von �elb�t zugefallen war, eine in's

Gewicht fallende Stimme im Rathe des Königs.
-

Aber kein ein-

zelner Baron hätte es wagen dürfen; dem Könige abzu�agen, wie

auf dem Fe�tlande alle Tage ge�hah. Nur wenn die Barone ihre

Macht vereinigten, nur wenn �ie als ge�chlo��ene Körper�chaft,
von den Prälaten, welche die La�ten des Lehensverbandes eben-

falls {wer empfanden, unter�tüßt, gegen den König auftraten,
konnten �ie hoffen, gegen die �tarke Souveränität der Krone etwas

auszurichten. Aber das Königthum hatte in England zu verhiu-
dern gewußt, daß die Ritter�chaft den Baronen, die Bauern den

Rittern . zu eigen würden. Konnten Ritter und Bauern die

Schwächung der Krone, ihrer eigenen Schußzwehr, zula��en ?
Welche Zuge�tändni��e die Barone der Krone auh abzwangen, �ie

hatten keinen Be�tand, wenn man die unteren Stände nicht in

das Intere��e zog und �elb�t an der Aufrechthaltung die�er Kon-

ze��ionen betheiligte. Indem die Barone Rechte gegen die Krone

1) Gnei�t, engli�ches Verfa��ungsreht S. 31 flgde.
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für �i< in An�pruch nahmen, mußten �ie fih zugleih der Ritter,

jener �äch�i�chen Bevölkerung annehmen, welche �ie ein�t mit ihren
Waffen unterworfen hatten. Es gelang ihnen, einem haltlo�en
Könige, welcher die Be�izungen England's jen�eit des Kanals

verloren und eben �ein Reich dem Pab�te als Lehenübergebenhatte,
durch eine ra�che Erhebung die magna charta abzuzwingen(1215).
Sie be�timmte, daß der Baron für die Be�izveränderung nicht
mehr als 100 Mark zahlen �olle, aber auch der Nitter �ollte fortau
dem Baron niht mehr als 100 Schilling Lehenware entrichten.
Sie be�timmte, daß es dem Könige nicht zu�tehen �olle, in an-

dern als in jenen drei herkömmlichenFällen Lehens�teuern zu for-
deru. Aber die Barone ver�prachen, dies auh in Bezug auf ihre
Ritter�chaften zu halten; �ie wenden der Ritter�chaft die�elben Er-

leihterungen zu, welche �ie �elb�t erringen. Will der König, �tatt
die Barone und die Ritter�chaft zur Kriegsfolgeaufzubieten, die

Schildgelder erheben, �o �oll der König die�e mit den Baronen

fe�t�tellen. Will der König außerordentlicheHülfsgelder erheben,

�o �oll dies nur. mit ausdrü>liher Zu�timmung der Barone ge-

{hehen. Aber die Barone �orgen nicht blos für fih und die

Ritter�chaft. Sie verfügen, daß die oft erkauften, oft be�tätigten,
und eben �o oft mißacteten Freiheiten der Städte gehalten und

die Bürger zu keinen anderen als den herkömmlichenDien�ten,
für Deich- und Brü>kenbauten herangezogen werden �ollen!),
daß die Stadt London keine Schaßung zahlen �oll, ohne die

Zu�timmung der Barone. Sie be�timmen zu Gun�ten der Bauern,

daß die alten �äch�i�chen Ge�etze, d. h. die Graf�chaftsverfa��ung und

das Graf�chaftsgericht be�tätigt werden, daß die Sheriffs von den

freihaltenden Bauern keine Frohnden mit Wagen und Pferden for-
dern �ollen, ohue �ie zu bezahlen. Indem �ie das Königthum
nöthigen, auf �eine willkürlihe Strafgewalt gegen die Barone

zu verzichten, verfügen �ie für alle Einwohner des Reichs, daß

Y Greift, a..6. O Sc 88;
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Niemandem das Recht be�chränkt, verweigert oder verkauft werden

�oll, daß Niemand in England ge�traft oder gebüßt werden �oll
ohne Zuziehung �einer Pärs und na<h dem Ge�et des Landes.

Sie be�timmen, daß die „gemeine Bank“, d. h. der Gerichtshof,
welcher �i<h von der Königsbank für Berufungen von den Graf-
�chaftsgerihten für alle niht peinlihen Fälle wie für die, bei

welchenkein Intere��e des Königs in Frage kam, abgezweigthatte,
der Per�on des Königs niht mehr folgen, �ondern an einem fe�t
ge�eßten Orte �einen Siz haben �olle, damit er Jedermann zu-

gänglich �ei. Das Wider�tandsrecht, welches fich die Barone aus-

bedingen,falls der König die Be�timmungen die�es Freibriefs nicht
halte, nehmen �ie in An�pru< mit allen Korporationen, mit allen

Gemeinden des Reichs und �ie verfügen, daß jedem Kirch�piel
des Landes eine Ab�chrift die�es Vertrages zugefertigt werden �oll.

Die Krone von England war weit davon entfernt, �i einer

durch Ueberra�hung abgezwungenen Kon�titution willig fügen zu

wollen. Ohne Zweifel wäre fie der Barone �chr bald und �ehr
voll�tändig wieder Herr geworden, wenn die�e von dem einge�chla-
genen Wege, niht nur Rechte für �i, �ondern zugleichfür alle

Unterthanen zu fordern, abgewichenwären. Aber �ie blieben an

der Spige der Intere��en aller Stände. Nachdem �ie in der

magna charta für die Rechte der unteren Stände Vor�orge
getroffen, nahmen fie weiter deren �elb�tändige Mitwirkung in

An�pruch. Um die Ausführung der magna charta im Kampfe
mit König HeinrichIIl. begriffen,war es der Führer der Barone,

Graf Simon von Montfort, welher am 20. Januar 1265 die

Ritter�chaften und die bedeutend�ten Städte des Landes einlud,
an der Ver�ammlung der Barone Theil zu nehmen. Es galt den

Ver�uch, eine �tändi�che Regierung an der Stelle der königlichen

zu gründen. Die Barone mußten die Ge�ammtheit der Unter-

thanen der Krone gegenüber�tellen; nur in und mit die�er Ge-

�ammtheit hatten fie Ausficht durchzudringen.
Die Krone vereitelte die�en Ver�u<h durch Waffengewalt,
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dur die Schlacht von Evesham. Aber �ie wäre außer Stande

gewe�en, die�en Sieg zu behaupten, wenn �ie den Rittern und

Bürgern entzog, was die Barone ihnen eben zuge�tanden hatten.
Wie war es möglich, daß die Krone �ih der drohenden Ueber-

griffe des Standes der Barone erwehrte, ohne die willige und

thatfräftige Unter�tüzung ihrer alten Schußbefohlenenund Ver-

bündeten, der Ritter und Bürger? Die Verfa��ung verbot der

Krone jede außerordeutlicheBe�teuerung ohne Zu�timmung der

Barone. Sollte �i<h die Krone von den Bewilligungen die�es
Standes aus�chließli<h abhängig mahen? Kounten Ritter und

Bürger nicht der Krone zuge�tehen, was die Barone verweigerten?
Waren �ie es uicht, welhe des Schußes der Krone gegen die

Großen des Reichs bedurften? So lud Eduard I. zu den herge-
brachten Be�prehungen des Königs mit den Baronen, zu den Par-

lamenten, welche die magna charta für alle außerordenilichen
Steuerfälle der Krone vorge�chrieben hatte, für die �ie den

Baronen das Recht der Zu�timmung beigelegthatte, auch die Rit-

ter�chaft und die Bürger, wenn er ihrer Geldbewilligungen, wenn

er ihrer Unter�tüzung zu bedürfen glaubte; balddie Ritter�chaft
allein, bald die Städte allein, bald beide Stände auf einmal.

Dhne Zweifel hatte die Krone ein noch �tärkeres Intere��e, Ritter

und Städte neben den Baronen zu ihrem Rathe zu laden, als

die�e �elb�t, nachdem einmal das Be�teuerungsre<ht der Krone

durch die Barone be�chränkt war. Und wenn die Barone zunäch�t
im eigenen Intere��e in der Verfa��ung durchge�eßt hatten, daß
Niemand ohne Zuziehung �einer Pärs gerichtet werde, �o hatte
die Krone einen no< �tärkeren Antrieb, ihrer Seits den unteren

Ständen einen unverkümmerten Schuß des Rechts zu gewähr-
lei�ten, Es war König Eduard I., unter de��en Regierung das

Ge�hwornengeriht eine durchgeführte Jn�titution wurde. Wer

einen ländlichen oder �tädti�hen Grundbe�iy von 40 Schilling
Ertrag be�aß, war zur Theilnahme an der Jury berechtigt.

Aus die�en Wurzeln erwuchs die �tändi�che Verfa��ung Eng-
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lands. Die Bedürfni��e eines �elten unterbrochenen,mit ver�chie-

denemGlü> geführtenKrieges gegenFrankreich, machten die

Krone von England im vierzehntenund in der er�ten Hälfte des

funfzehntenJahrhunderts abhängigvon den Bewilligungen, welche
die Barone und Prälaten, die Ritter und Bürger zu gewähren
für gut fanden. Die funfzigjährige Regierung Eduard 1Il.

(1327—1377) �ah die Stände von England funfzig Mal ver�am-
melt. Mit ihren Geldhülfen erwarben �ie ihre Rechte; für Geld

wurde die Freiheit Englands erkauft!). Die Ver�uche der Krone,

ohne Bewilligung der Stände Steuern zu erheben oder einmal

bewilligteüber den be�timmten Zeitraumhinauszu erheben, ge-

langen doch auch �o thatkräftigen Regenten wie Eduard I. nur

für einen Augenbli>. Jhre Bewilligungen knüpften die Stände

an die Bedingung der Abhülfe der Be�chwerden des Landes,
der Einzelnen wie der Ge�ammtheit ?). Die Petitionen um Ab-

hülfe von Nechtskränkungenkamen zahlrei<h aus allen Theilen
des Landes, �obald das Parlament zu�ammentrat. König Ri-

hard II. erkannte im Jahre 1382 an, „daß der Rath und die Zu-

�timmung der Gemeinen zu der Erhebung von Steuern wie zu

der Fe�t�tellung von Ge�eßen und allen andern Dingen, welche
den gemeinen Nugen des Königreichs beträfen“, eingeholt werden

�ollten ?). Indem die Stände die Verwendung der zu be�timmten
Zwe>ken bewilligten Gelder unter�uchten , gelangten �ie zu einer

Kontrolle der Verwaltung des Landes. Judem �ie den Zwe der

Geldforderungen der Krone prüften, kamen �ie �hon im vierzehnten
Jahrhundert dazu, au<h über Krieg und Frieden mitzu�precheu‘).
Indem fie Be�chwerden und Anklagen gegen die�en oder jenen
Beamten des Königs erhoben, gelangten �ie zu einem gewi��en
Einfluß auf die Be�ezung der wichtig�ten Aemter. Der Rath
der Barone verurtheilte bereits im Jahre 1321 zwei ange�ehene

1) Hallam, Europa im Mittelalter, 3 WL. D. UU = Y Quas
a. a. O. S. 300, — 3) Gunei�t a. a. O. S. 141. — 4) Hallam a. a. O. S. 317.
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Beamte König Eduard IL. zur Verbannung und im Jahre 1330

Roger Mortimer wegen Hochverraths zum Tode.

Durch das Recht, in Per�on auf den Parlamenten zu

er�cheinen, dur< ihren Rang und ihren Be�itz bildetendie Ba-

rone die Spige der Ständever�ammlung. Aber �ie hielten die

Gemein�chaft, die Solidarität mit den Rittern und Bürgern ge-

treulih fe�t. Niemals machten die Barone einen Ver�uch, ihre
hervorragende Stellung, ihren mächtigen Einfluß dazu zu be-

nuzen, fich der Be�teuerung, den gemeinen La�ten des Landes zu

entziehen. Die Prälaten waren durch gleichesIntere��e gegen die

Uebermacht des Königthums eng mit den Baronen verbunden.

Sie waren wie die�e für die Verfa��ung eingetreten. Dem Wi-

der�tandsrecht der Barone gegen die Verlezungder magna charta

hatten die Prälaten um die Mitte des dreizehntenJahrhunderts
das Anathema, die ewigeVerdammung gegen König Heinrich II.

hinzugefügt,wenn er �ie niht halten würde. Da��elbe Motiv, wel-

ches Wilhem den Eroberer bewogen hatte, die Baronien gleich-
mäßig zwi�chen Krieg8männern und Prie�tern zu theilen, da��elbe
Motiv, welches die Könige zu der Berufung der Ritter und Bür-

ger neben den Baronen bewogen hatte, veranlaßte die Könige,
den Stand der Prälaten in �tarker Zahl zu den Parlamenten zu
laden. Nicht blos die Bi�chöfe wurden eingeladen, �ondern auch
die Aebte und Prioren aller bedeutenderen Klö�ter, �o daß die gei�t-

licheAri�tokratie während des vierzehntenJahrhunderts zahlreicherim

Nath der Barone war, als die kriegeri�che!). Die Ver�uche der

Krone, auchdeu Rittern und Bürgern ein Gegengewichtin der nie-

deren Gei�tlichkeitgegenüberzu �tellen (jedesDekanat�ollte zweiAbge-
ordnete zur Ständever�ammlung abordnen?) �cheiterten, obwol �ie
mehrmals bis zum Ende des vierzehntenJahrhunderts wiederholt
wurden; die Vertretungdes ge�ammten Standes blieb den Prälaten.

1) Gunei�t, engliches Verfa��ungsreht S. 177. — 2) Hallam a. a. O.

S. 421.
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Die Be�izungen der Kirche trugeu die Lehnsla�ten, die La�ten der

Graf�chaften niht anders wie die Güter der Laien. Den außer-
ordentlichen Geldhülfen an die Krone zu entgehen,machten die

Prälaten wohl einmal einen Ver�uch. Sie bezogen �i darauf,
ohne Genehmigung des Pab�tes dem Könige keine Steuern be-

willigen zu dürfen (1297), aber fie wichen �ogleich, als König
Eduard I. drohte, alle Baronien der Kirche einzuziehenund Per-

�onen und Güter der Gei�tlichkeit außer dem Schuß �einer RNich-
ter zu erklären !). Die Eingriffe des Pab�tthums in die Be�ezung
der kirhlihen Stellen, die Be�teuerung der engli�hen Kirche zu

Gun�ten Roms drängte die Gei�tlichkeit unter den Schutz des

Königs und der Stände, und die�e nahmen ihrer Seits immer

die Partei des Staats gegen die Ausdehnung der gei�tlihen Ge-

rihtsbarkeit wie gegen andere Präten�ionen der Kirche auf Sou-

derrehte. Noch vor dem Schluß des dreizehuten Jahrhunderts
fonnten in England die Erwerbungen zur todten Hand be�hränkt
werden. Die Prälaten waren troßdem gezwungen, mit den Ba-

ronen zu gehen, wenn �ie dem Be�teuerungsreht und der Lehns-

herrlihkeit des Königs, wenn �ie den Provi�ionen des Pab�tes nicht

hußlos verfallen wollten.

Die Bewilligungen der Stände erfolgten in der Wei�e, daß

die�elben einzeln dem Könige einen gewi��en Theil des Werths
“

threr fahrenden Habe zur Verfügung �tellten. Es wird der Krone

zuge�tanden, den dreißig�ten, funfzehnten, zwölften, elften, zehnteu,
achten, �iebenten, ja �ogar deu fünften Pfennig von allem bèweg-
lichen Eigenthum des betreffenden Standes erheben zu la��en.
Es i�t Geld, Hausrath, Vieh, Vorräthe jeder Art, welche zu

die�em Behufe abge�häßt werden. Im Jahre 1295 bewilligten
die Barone dem Könige den elften Pfennig, die Prälaten den

zehnten, die Ritter den elften, die Städte den �iebenten Pfennig.
Im Jahre 1305 bewilligten Barone, Prälaten und Ritter den

1) Pauli, Ge�chichte Englands 4, 111.
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dreißig�ten , die Bürger den zwanzig�ten Pfennig. Im Jahre 1333

bewilligten die Ritter den funfzehnten, die Bürger den zehnten
Pfennig. Im Jahre 1347 erhielt die Krone nur von den Ba-

ronen und Prälaten Geldhülfe, Ritter und Bürger ver�agten die-

�elbe "). Dafür bewilligtendie�e zwei Jahre darauf drei funfzehnte
Pfennige. Im Jahr 1360 bewilligtendie Barone und die Ritter wie-

der den dreißig�ten, die Bürger den zwanzig�ten Pfennig. In Jahre
1371 forderte die Krone eine be�timmte Summe: 100,000 Pfund.
Die Prälaten“übernahmen die Hälfte, obwohl auf den Antheil
der Kirche nur der dritte Theil der aufzubringenden Steuer fallen
fonnte; die andere Hälfte wurde von den weltli<hen Ständen

übernommen ?). Barone, Prälaten und Ritter�chaft waren

hwerer bela�tet, als die übrigen Stände, da �ie außer die�en

Hülfsgeldern die Schildgelder zu zahlen oder ihre Kriegsdien�te

zu’ thun hatten, da �ie daneben den herkömmlichenLehns�teuern
und Lehnsla�ten unterlagen.

:

Die Barone hatten den Zwe> erreicht, um de��enwillen �ie
�i<h gegen König: Johann bewaffnet hatten, eine einflußreiche
Stellung im Rathe des Königs und die Freiheit von willkürlichen

La�ten und willkürlicherBe�teuerung. Sie waren im Laufe die�es

Kampfes mit den Prälaten zu einem Stande, zu einer Körper-
�haft verwach�en. Sie waren immer die Bei�izer, die Schöffen
des Königs in �einem Lehnshofe gewe�en. An der Spitze der

Stände �etzten �ie den An�pruch durch, �elb�t�tändig das höch�te

Gericht des Landes, wenn auh unter dem Vor�it eines königlichen
Beamten, zu bilden, �ie erreihten es nah langem Streit gegen

die Krone unterKönigHeinrich IV. zu Anfang des funfzehnten

Jahrhunderts, daß kein Baron vor einem andern Gericht in Kri-

minalfällen belangt werden könne, als vor die�er Ver�ammlung

�einer Standesgeno��en ®).

1) Hallam a. a. O. S. 297. Pauli a. a. O. 4, 353. — 2) Rot. parliam.

IT, 304. — 3) Gnei�t, engliches Verfa��ungsreht S. 134, 152.
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Nicht die Baronien — die Amtsbezirke,die Graf�chaftenhielten
in England die Ritter�chaft in ge�ouderten Krei�en, in be�timmten
Verbänden dem Staate gegenüber. Nicht nah den Baronien

wurde �ie zu den Ständen entboten, �ondern na< den Krei�en
des Landes. Die Wahl der beiden Abgeordneten der Graf�chaft
fand unter dem Vor�iße des Amtsdirektors, des Sheriffs, auf
der Ver�ammlung der Graf�chaft Statt, an welcher wie an dem

Gerichtder Graf�chaft die freien Bauern eben�o Antheil nahmen
wie die Ritter. Sie wurde wie jedes andere Ge�chäft der Graf-
�chaft vorgenommen. Es waren die Graf�chaftsver�ammlungeu,
die Kreistage, auf welhen auh die Steuern umgelegtwurden. Es

i�t wahr�cheinlih, daß die Bauern Anfangs an den Wahlen der

abzuordnendenRitter geringen Antheil nahmen. Aber die Ritter

�ollten auf den Ständever�ammlungennicht blos für �i<, �ou-
dern für die ge�ammte Graf�chaft, von ihrem Eigen “wie von

dem der freihaltenden Bauern Steuern bewilligen!). So war

es niht wohl mögli<hund am wenig�ten im Intere��e der Krone,
die freien Bauern von den Wahlen fern zu halten. Schon im

vierzehntenJahrhundert, unter Eduard II. und Richard II. wird

be�timmt, daß die ge�ammte Graf�chaft, Rittergut und Bauergut,
die Ko�ten der Vertretung der Graf�chaft auf déên Ständever-

�ammlungen zu tragen habe ‘(die Diäten betrugen nah den Fe�t-
�ezungen unter Eduard II. vier Schillingtäglich für den Ritter,

zwei Schilling für den Bürger), und HeinrichIV. �pricht im Jahre
1406 ausdrüdli<h das Recht der Theilnahmeder Bauern an den

Wahlen aus.. Zur Vermeidungtumultuari�her Wahlen be�timmt
“

Heinrih VI. im Jahre 1430, daß nurdiejenigenBauern wahl-

berechtigt�ein follen, welhe auh zum Ge�hwornendien�theran-
gezogenwerden können, d. h. diejenigen, deren Hufen ein Ein-

“

kommenvon 40 Schilling jährli< abwarfen?). So waren die

1) Hallama. a. O. S. 215. 264. — 2) Hallam a. a. O. S. 278. 394.

Pauli 4, 679 hält dafür, daß die Bauern �{<on vor und REEEEduard TI,

mitgewählthaben; vgl. S. 681.
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Vertreter der Nitter�chaft zugleih die Vertreter der Bauern der

Graf�chaf�ten geworden. Die Abgeordneten der Graf�chaften ver-

traten das ritterlihe und bäuerlihe Grundeigenthum der�elben,
welches unter einer und der�elben Regel befaßt, welches einem

und dem�elben Gefeß unterworfen war.

König Heinrich I]. hatte den Rittern den Abkauf des Lehns-
dien�tes gegen Schildgeld ge�tattet. Die große Charte erlaubte

der Ritter�chaft, Theile der Rittergüter zu veräußern; doh dürfe
die�e Dismembrirung nur �o weit gehen, daß der Lehnsdien�t von

dem Ueberre�te noch gelei�tet werden könne. Eduard I. ge�tattete
im Jahre 1290 unter Zu�timmung der ge�ammten Ritter�chaft des

Neichs die Veräußerung jedes Ritterguts, unter der Bedingung,
daß die Schildgelder de��elben fortbezahlt würden. Seitdem war

Jedermann in England in der Lage, kriegsdien�tpflihtiges Grund-

eigenthumzu erwerben. Bereits Heinrich III. hatte von den Lehns-
erben verlangt, den Ritter�chlag bei dem Könige einzuholen, um

eine Einnahme von den Gebühren zu ziehen. Eduard Il. ver-

pflichtete im Jahre 1307 jeden Grundeigenthümer, der eine jähr-
licheRente von zwanzigPfund habe, den Ritter�chlag einzuholen.
Es war die Aufhebung der alten, die Kreirung einer ganz neuen

Ritter�chaft. Die�e war von nun an ein ofeuer Stand, in

welchen jeder größere Grundbe�ißer niht nur eintreten konnte,

�ondern auch eintreten mußte; �ie war nichts mehr als die Kla��e
der größeren Grundbe�iger.

Die Graf�chaften klagten über die Mißbräuche und Ueber-

griffe, welche �ih die Sheriffs, die Amtsdirektoren, zu Schulden
kommen ließen. Die�en Klagen ein Ende zu machen, entzog
Eduard IIl. im Jahre 1363 den Sheriffs den Vor�itz und die

Leitung der Graf�chaftsgerichte. Das Gericht der Graf�chaft �ollte
in Zukunft von Friedensrichtern gehalten werden, welhe der

König aus der Zahl der Ritter der Graf�chaft und aus Rechts-

gelehrten ernennen würde. Vor Ablauf des vierzehnten Jahr-

hunderts, im Jahre 1388, war das neue In�titut voll�tändig

.
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geordnet!). Den Sheriffs blieb neben der Verwaltung der Graf-

�haft und der Ein�eßung der Ortsbeamten, die Ernennung der

Ge�hwornen und die Voll�tre>ung der Urtheile. Wie die Ver-

waltung des Reichs dur< die Rechte der Stände be�chränkt wor-

den war, �o war nun auh die Amtsgewalt der Sheriffs über

die Graf�chaften in engere Grenzen gewie�en.
:

Die Einflihrung der Friedensrihter war eine Erweiterung
der Befugni��e der Rittergutsbe�ißzer gegenüber der Verwaltung.
Sie kam aber auch �ehr we�entli<h den Bauern zu Gute und zwar

dem am �chlechte�ten ge�tellten Theil der Bauern�chaft, den Guts-

unterthanen der Barone und der Rittergutsbe�ißer. Die Sheriffs
hatten die freien Bauern davor ge�hüßt, zu Gutsunterthanen
ihrer ritterlihen Nachbarn herabgedrü>t zu werden; �eitdem die

Barone das Schazungsrechtder Krone über die Lehensmanu�chaft
be�chränkt hatten, nahmen �ich die Könige auch der alten Gutsunter-

thanen des Adels an. Die Grundherrn �ollten nun eben �o wenig
ein Recht haben, ihre Unterthanen willkührlih zu be�haßen und

ihre Lei�tungen zu erhöhen, als die Könige die Va�allen beliebig
be�haßen konnten. Die Sheriffs mußten darauf halten, daß die

herkömmlichenLei�tungen der Gutsunterthanen nicht erhöht wurden.

Zugleich be�chränkte die Krone das Patrimoñnialgeriht der Grund-

herren. Das Statut von Merton, unter HeinrichIl. im Jahre
1237 erla��en, unter�agt den Grundherr�chaften, eigene Gefäng-
ni��e zu halten; ihre Gerichte konnten �eitdem ihre Strafurtheile
nur dur den Staat d. h. dur< den Sheriff voll�tre>en. Unter

der�elben Regierung erging 1268 das Statut von Marlebridge,
welches alle Streitigkeiten über Grund und Boden vor die Graf-

|

�chaftsgerichte verwies und die Kompetenz der Patrimonialgerichte
auf Proze��e unter vierzig Schilling Werth be�chränkte. Im Jahre
1369 be�timmte König Eduard III. daß es den Gutsherr�chaften

niht frei�tehe, einen Gutsunterthan �eines Hofes zu ent�etzen,

1) Gnei�t a. a. O. S. 106.

2%
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falls er die herkömmlichenDien�te lei�te.) Die Geldhülfen, welche

dieBarone,die Prälaten, die Ritter der Krone bewilligten,
waren nicht Steuern, welche �ie ihren Gutsunterthanenauflegten;
es waren Vermögens�teuern, welcheihren eigenen Be�itz und nur

die�en trafen. Als-die Stände den höher �teigendenGeldforderungen
der Krone gegenübervon die�em Sy�tem abgingen, und im Jahre
1379 dem ganzen Lande, d. h. allen Bewohnern de��elben eine

Kla��en- und Kopf�teuer auflegten, wel<hedem Baron 6—2 Pfund,
den Altermännern der größerenStädte zwei Pfund, den Ritter-

gutsbefißzernund Advokaten, �o wie den Altermäunern der kleinern

Städte ein Pfund, den freien Bauern 6—3 Schillinge, den un-

freien 6—1 Schilling, allen Dien�tleuten, Arbeitern und Knechten
ohne Ausnahme einen Gro�chen, d. h. 4 Pfennige, auf den Kopf
auflegte, erregte dies große Unzufriedenheitunter den uiederen

Kla��en, Schon im folgendenJahre wurde die�e Auflage, und

zwar in der Wei�e einer reinen Kopf�teuer wiederholt. Jedermann

�ollte einen Gro�chen zahlen; nur die hohe Gei�tlichkeit gab 20 Gro-

chen, die niedere 8 Gro�chen für den Kopf. Da kamen die Guts-

unterthanen, denen der Staat neben den La�ten für den Herrn,
nun auh �eine Steuern auflegen wollte, da kamen die unter�ten
Schichten des Landesin die gewaltig�te Bewegung. Sie erzwangen
von König Richard das Zuge�tändniß, daß alle Leibeigenenfrei,

. daß von keinem Aer Landes jährli<hmehr als ein Gro�chen Zins
dem Herrengut entrichtet werden �ollte. Der Auf�tand wurde nieder-

ge�chlagen,die Zuge�tändni��e zurü>genommen;aber die Stände
verließen den eben einge�hlagenen Weg der Be�teuerung, um ihn

“_

niht wieder zu betreten. Die Lage der Gutsunterthanenwurde

�eit die�erZeit we�entlich be��er. Die gleichdarauf (1386 und 1388)

erfolgendeDurchführungdes In�tituts der Friedensrichtervernichtete
“die no< übrige Gerichts8gewaltder Grundherren. Die Barone

konnten bei der bereits-vorhandenenBe�chränkungder�elbenauf

1) Hallama. a. O. S. 217. 480.481.
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ein �o arm�eliges Necht keinen Werth legen, und wozu �ollten die

Ritter urtheilen la��en, da ihren Gerichten alle wichtigerenSachen
entzogen waren, da �ie ihre Strafurtheile nicht �elb�t voll�tre>en
konnten, da jedermann von dem Patrimonialgeriht Berufung ein-

legen konntean das Graf�chaftsgeriht. Sie waren außerdem füx
das Patrimonialgeriht über die Gutshörigen dur das Friedens-
rihteramt, dur< das Gericht über die ge�ammte Graf�chaft ent-

hädigt, welches ihnen eben beigelegt worden war. Mit dem

allmähligen Erlö�chen des Patrimonialgerihts im Laufe‘des funf-
zehntenJahrhunderts , verlor fih ein we�entlicher Unter�chied der

freien Bauern und der Gutsunterthanen. Beide Kla��en �tanden
gleihmäßig:unter dem Graf�chaftsgericht. König Eduard IV. hob
dann die Stellung der Gutsunterthanen �ehr we�entli, als er

ihnen ein fe�tes Anreht an ihren Höfen beilegte und ihnen die

Klage gegen die Be�ißent�eßzung dur<h den Grundherrn bei den

Graf�chaftsgerichten ge�tattete "). Nach der Befe�tigung der Güter

in den Händen der Gutsunterthanen gab es nur noch eine ge-

ringe Trennung zwi�chen die�en und den freien Bauern. Die

Dien�te der er�teren verwandelten �i in Zin�en, aus Gutsunter-

thanen wurden Pächter. Schon am Ende des funfzehnten Jahr-
hunderts i�t die Gutsunterthänigkeit vom Boden England's ver-

�{hwunden, wenn auh heute auf manchem Pachtgute Sterbefälle
und andere La�ten, die ihren Ur�prung in der Grundherrli<hkeit
haben, unabgelö�t ruhen. Am Ende des �e<szehnten Jahrhunderts
giebt es in England keine Leibeigenenmehr ?). Grade in dem-

_ Lande Europa's, in welchemder Adel �eine Rechte mit den Waffen
“in der Hand, dur<h die Eroberung gegründet, war der Stand

der freien Bauern uiemals untergegangen, waren die Gutsuuter-

thanen am be�ten ge�tellt, �ind �ie am früh�ten emancipirt worden.

So wenig als die Barone �ind die Städte England's jemals

zu der �elb�t�tändigen Macht und Bedeutung gelangt, wie in Ita-

1) Hallam a. a. O. S. 481. — 2) Hallam a, a. O. S, 490.
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lien, Deut�chland und Frankreih. Auch die Städte England's

haben nicht als einzelne Gemeinden, als Republiken, �ondern nur

als eine Gemein�chaft, als Stand Bedeutung. In ähnlicherWei�e
wie auf dem Fe�tlande erwuc�en die Städte in England aus Ge-

meinden, welche in der Schuzpflicht, d. h. in der Steuerpflicht
eines Barons oder Bi�chofs, in der Steuerpflicht des Königs �tanden.
Sie kauften ihrem Herrn das Schugzrecht,dann das Recht der

Selb�tverwaltung ab. Aber es war nicht nöthig, daß �ih die

Städte England's in Fe�tungen verwandelten, da hier weder die

Size der Barone noch die der Ritter Fe�tungen waren. Sie

hatten in England nicht nöthig, bewaf�fuete Einungen unter eiu-

ander abzu�chließen, um die Straßen zu �{hüzen der Staat und

de��en Gerichte erhielten den Landfrieden. Die Bevölkerung Eng-
land's drängte fih niht in dem Maaße in die Städte zu�ammen,
wie auf dem Fe�tlande, um �i< der Grundherrlichkeitzu entziehen.
Wohl entliefen auh hier Leibeigenein das befreiendeWeichbild"),
aber es gab do< neben dem Adel überall freie Männer auf
dem Lande in England. Die engli�chen Städte hatten nicht nöthig,
ein be�onderes bürgerliches Gericht auszubilden; die Bürger der

gle>en waren �o gut wie Ritter und Bauern Gerichtsmänner des

Graf�chaftsgerihts und der Staat be�aß eine Gerichtsverfa��ung
und ein Rechtsleben, welches die Ge�taltung eines be�onderen �täd-
ti�hen Nechts überflü��ig machte. Der Zu�ammenhang der Bürger
mit den Graf�chaftsgerihten verhinderte die {rofe Trennung,
welche Stadt und Land auf dem Fe�tlande auseinander hielten,
und die Ge�eßgebung, welhe vom König und den Ständen ge-

mein�am ausging, er�tre>te �i<h gleihmäßig auf Stadt und

Land. Niemals i�t in England das Gewerbe von den Städten

monopoli�irt, der Betrieb de��elben auf dem Lande be�chränkt
worden. England ließ weder das Monopol des Grundeigenthums

für Adel und Kirche, no< das Monopol des Handwerks für die

1) Hallam a. a. O. S. 485. 488.

RSE,
eL,
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Bürger ent�tehen. Seitdem jeder größereGrundbe�ißer den Ritter-

ihlag einholen mußte, war es niht mehr das ritterliche Leben,
von welchem die Ehre und der Rang eines Maunes abhingeu.
Die Kluft zwi�chen den Waffen führenden und uiht Waffen füh-
renden Ständen war überbrü>t. Die Kla��en�teuer des Jahres
1379 �tellt die Ritter, die Advokaten,die Altermänner der Städte auf
eine Linie. Wenn �ämmtliche größere Grundbe�igzer den Ritter-

titel führten, �o war kein Anlaß, die be��er ge�tellten Kla��en der

Bürger von dem�elben auszu�chließen. Seit den Zeiten Eduard IV.

beginnt das �tädti�che Patriciat den Titel Esquire zu führen wie

das ländliche, und unter HeinrichVII. wird ein Bürger von den

Ständen der Ritter und Bürger zum Leiter ihrer Verhandlungen,
zum Sprecher des Unterhau�es gewählt. Unter Eli�abeth heißen
bereits alle ange�ehene Männer des Bürger�tandes Esquire!).

Es war die be�ondere Steuerkraft der Städte, weshalb die

Könige diejenigen Gemeinden, welche die Selb�tverwaltung erlangt

hatten, zahlreih zu den Ständever�ammlungen beriefen. Eduard I.

hatte im Jahre 1283 ein und zwanzig Städte zum. Parlamente
berufen, im Jahre 1295 berief er die Abgeordneten von hundert
Städten. Einige von ihnen lehnten �päterhin die Berufung ab,
weil ihnen die Ko�ten für ihre beiden Abgeordnetenzu {wer fielen.
Im Verhältniß zu den Graf�chaften blieben die Städte dennoch

�tark vertreten. Das Herkommen be�timmte allmählig diejenigen,
welchezu den Ständever�ammlungen eingeladenwurden; es waren

80 bis 90 ?). Heute �ind die Städte fa�t viermal �tärker als die

Graf�chaften im Parlament vertreten. Troß der �tärkeren Ver-

tretung der Bürger ent�chlo��en �ich die Ritter, auf den Stände-

ver�ammlungen mit den Bürgern zu�ammenzutreten. Die Baroue

�aßen und �timmten aus per�önlichem Recht; die Ritter wie die

Bürger vertraten Korporationen. Sie fanden, daß ihre Intere��en

zu�ammengingen, daß Ritter wie Städte die�elben Be�chwerden

1) Hallam a. a. O. S. 405. — 2) Hallam a. a. O. S. 402.
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über die Verwaltung, daß beide die�elben Intere��en in der Be-

�teurung hatten. . Wenn dem Könige außer den Vermögens-
�teuern ge�tattet wurde, Zölle auf die Ausfuhr von Wolle und

Häuten, auf die Einfuhr von Wein zu legen, �o waren jeae
das Produkt der großen Güter (der Zoll traf den Produceuten

“

wie den Kaufmann), und die�er war den Rittern uicht minder

nothwendig als den Bürgern. Man war �tärker der Krone

gegenüber, wenn Ritter und Bürger nur einen Stand bil-

deten. Die Ritter�chaft Englands ver�hmähte es im vierzehnten
Jahrhundert nicht, was der Adel Frankreichs am Ende des acht-
zehnten hartnä>ig verweigerte, zu gemein�amer Berathung und

Be�chlußfa��ung mit den Krämern zu�ammenzutreten. Und in

England im vierzehnten Jahrhundert handelte es fi< um eine

Minderzahl ritterliher Abgeordneten, welche mit einer Mehrzahl
von Bürgern zu�aminentraten, in Frankreih weigerte fi der

Adel, in “gleiher Zahl mit den Bürgern zu�ammenzutretenund

nach Köpfen abzu�timmen. Bis gegen Ende des vierzehntenJahr-
hunderts machen die Graf�chaften und die Städte no< ihre be-

�ondern Geldbewilligungen, bis zu die�em Zeitpunkt finden �i
noch abge�onderte Vota der Ritter und Städte, doh berathen
die Abgeordnetender Graf�chaften und Städte �chon in den �päteren
Jahren Eduard II[. gemein�am und wählen gemein�am einen

Sprecher für die Leitung ihrer Verhandlungen!).
So waren den Baronen und Prälaten gegenüber Graf�chaf-

ten und Städte ebenfalls zu einem Stande zu�ammengewach-
�en. Wie die alten Räthe der Krone, die Bi�chöfe und Ba-

rone, �ind die neuen Räthe. der�elben Ritter und Bürger eben-

falls ein Körper geworden. Ju die�er Gemein�chafthatten �ie
das Necht der Steuerbewilligung,welhes die magna charta nur

den Baronen zubilligte, hatten fie das Recht der Zu�timmung zu

den Ge�eßzenund eine wirk�ame Kontrolle der Verwaltung errungen.

1) Rot. parliament. II, 822.
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BVlieben alle Be�chwerden gegen einen hohen Beamten der Kroue

vergeblich, �o erhoben die Gemeinen Anklage gegen ihn bei dem

Hau�e der Lords, welches �i< zumhöch�ten Gerichtshofe des
Landes emporgearbeitethatte. Die er�te Anklagedie�er Art wurde
von den Gemeinen im Jahre 1377 gegen Lord Latimer erhoben.
Als König Richard I[. im Jahre 1386 �tarke Geldhülfen verlangte,
antworteten die Gemeinen mit der Anklage gegen den Kanzler
Michael de la Pole, einen Bürgersmann, den der König zum Gra-

fen von Suffolk ernannt hatte, und gegen die Räthe der Krone.

Der Kanzler wurde von den Lords zu Gefängniß�trafeverurtheilt.
Seitdem drängten �ih unter den Königen aus dem Hau�e Lanca�ter
die Anklagenin ra�cher Folge. Ihre Reihe {ließt mit der Verur-

theilung des Grafen von Suffolk im Jahre 1450 zu fünfjähriger
Verbannung. In zwei große Körper�chaftenvereinigt, �tehen die

Unterthanen auf der Grundlage gleihen Rechts und gleicherBe-
|

�teurung der Krone gegenüber. Die Stände von England hatten

gegen ein mächtiges Königthum eine einflußreihe und dem Lande

heil�ame Stellung errungen, weil �ie auf Sonderrechte zu verzich-
ten ver�tanden hatten.

;

Was England im dreizehntenJahrhundert begründet, im vier-

zehnten und in der er�ten Hälfte des funfzehntenausgebildet — die

�tändi�che Verfa��ung, wurde auh dem Kontinent zu Theil. Auchauf
dem Fe�tland weicht im vierzehnten Jahrhundert der Lehens�taat
dem �tändi�chen Staat. Aber es i�t nicht die Uebermacht der Krone,

|

gegen welcheEngland in den �tändi�chenRechten einen Schuß ge�ucht
hatte — es i�t die Bedürftigkeit des Königthums, welche auf dem

Kontinent die �tändi�che Verfa��ung �haft. Die Unternehmungen
uud Anordnungen der Könige des Fe�tlandes hatten bisher von

dem guten Willen der Barone abgehangen,welchen fie in den

Be�prechungen mit den Baronen (den Parlamenten), auf den Hofs

tagen zu erlangen ge�ucht hatten. Nun waren die Lehensherr�chaf-
“ten durhbro<hen worden dur<h die Emancipation der �tädti�chen
Gemeinden; die Freiheit des gemeinenMaunes war aus dem
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Schooße des Leheus8we�enswiedergeboren worden; es gab neben

der prie�terlichen und kriegeri�chenAri�tokratie wieder ein demokra-

ti�ches Element und die Staaten umfaßten neben den weltlichen
und gei�tlichenLehensherr�haften Stadtgemeinden, welchedas Jn-

tere��e des Königthums gegen die willkürlihe Gewalt, gegen das

Fehdewe�en, gegen die Uebermachtder Barone theilten. So beriefen
die Könige von Frankreich�eit dem Anfang des vierzehntenJahr-
hunderts neben den Prälaten und Baronen Abgeordneteder Städte,

Abgeordnete der Ritter�chaften aller Baronien zum Parlament, um

Zu�timmung zu ihren Anordnungen und Geldhülfen zu erlangen.
Die Barone mußten in ihren Territorien dem Bei�piel der Krone

folgen. Die General�tände gewinnen in die�em Jahrhundert in

Frankreih ra�h eine große Bedeutung, und es �ind die Städte,
welchedie ent�cheidendeStimme auf die�en Ver�ammlungen in An-

�pruch nehmen und führen.
In Deut�chland kam den Kai�ern niht ein Mal der Gedanke,

die Nitter�chaften und die Städte, welcheunter der Lehenshoheit
der Barone, d. h. der Für�ten, �tanden, zu den Hoftagen zu

berufen, die�en das Gegengewicht der unteren Stände gegenüber-
zu�tellen und durch die gemein�amen das ge�ammte Reich umfa�-
�enden Intere��en die�er Stände die Theilung des Neichs unter

die Für�ten wiederaufzuheben. Mit jenem Schwanken zwi�chen
dem Größten und dem Klein�ten, mit jenem Ueber�pringen von

den hochfliegend�tenPlanen zu kleinmüthigemVerzichten, welches
der �hwer�te Fehler des deut�chen Charakters i�t, ent�agte das

Kai�erthum, nachdem es eben die Herr�chaft über das Fe�tland zu

gewinnen und das Pab�tthum �ih<hzu unterwerfen ver�ucht hatte,
der nationalen Bedeutung �einer Stellung, um die Re�te �eines

An�ehens nah dem Bei�piel der Für�ten zur Gründung eines grö-
ßeren Für�ten�taats, einer Privatmacht, einer Hausmacht zu ge-

brauchen. Aber die Koalition des Pab�tthums und des Für�ten-

thums hatte das Reich zum Wahlreih gemacht, und die Für�ten
waren �tark genug, jedes bedrohlihe Wachsthum eines Kai�er-
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hau�es auf die�em Wege zu hindern, indem fie das Reich einem

andern Hau�e übertrugen. So blieb es in Deut�chland bei den

Für�tentagen. Es war mehr �hädli< als nüglih, daß die

Für�ten �ich auf die�en in zwei be�ondere Körper �chieden, und die

Zuziehung der Vertreter mehrerer Städte, welche �i< vou der

Hoheit ihrer Lehensherren voll�tändig emancipirt hatten, konnte

den Charakter des deut�chen Reichstages als einer Ver�ammlung

fakti�< �elb�t�tändiger Landesherren, fakti�h �elb�t�tändiger Staa-

ten niht verändern. Die �tändi�che Verfa��ung vollzieht �i in

Deut�chland innerhalb der einzelnenTerritorien. Ju die�en er-

langen die Gei�tlichkeit, die Ritter, die Städte Rechte den Für-

�ten gegenüber, welche niht geringer �ondern größer waren als

die der Stände Englands. Nicht blos daß �ie das Recht der

Steuerbewilligung unbe�tritten be�aßen , �ie nahmen vielfachdurch

be�ondere von ihnen con�tituirte Behörden am Gericht und an der

. Verwaltung Theil, �ie hatten niht �elten das Recht, Verträge
mit dem Auslande zu verwerfen oder zu be�tätigen, �elb�t�tändig

zu�ammenzutreten und den Für�ten bewaffneten Wider�tand ent-

gegenzu�ezen. Die Trennung der deut�chen Territorien konnte

dadur<h nur �chärfer gezogen werden.

Seit dem Ende des funfzehutenJahrhunderts macht das König-

thum des Fe�tlandes, in Deut�chlanddas Für�tenthum,-bedeutende
Fort�chritte den Berechtigungen der Stände gegenüber. Die Städte

unter�tüßen das Königthum in �einen Bemühungen, den Land-

frieden aufzurichtenund aufreht zu halten. Sie verzichtenwillig
“

auf ihre Nechte der Krone gegenüber, wenn die�e ihnen Ruhe,

Ordnungund friedlihes Recht im Lande �chafft. Die Gerichtsge-

walt, welche die Könige und Für�ten zu die�em Behufe aufrich-

ten, �tüßt �i<h auf ein fremdes Recht, das römi�che, welches in

einem Beamten�tande, der �i<h an dem�elben bildet, den Königen
einen mächtigenBundesgeno��en zur Seite �tellt, die Eigenmacht
der Barone und Ritter zu brehen. Aber die�es neue Recht ver-

nihtet auh die lokalen Freiheiten, die lokalen Selb�tregierungen
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des Mittelalters, die demokrati�chen Elemente,welche der Lehens-
�taat, der �täudi�he Staat in ihrem Schooße bewahrt hatten.
I�t das Recht ein allgemeines,ein fertiges, �o kann’ die lokale

Rechtsbildung, das Finden de��elben im Schöffengerichtnicht mehr
�tattfinden; i�t das Recht ein fremdes und gelehrtes, �o kann es

von Rittern, Bürgern und Bauern niht mehr ge�prochen werden.

Das Volksreht unterliegt dem Juri�tenre<t. Das bis dahin
�elb�t�tändige Gericht der Ritter, Bürger und Bauern, die lokale

Selb�tverwaltung beginnt an einen Beamteu�tand überzugehen.
Wohl wahr, daß ein gewi��es demokrati�ches Element in die�em

Emporkommen des Beamten�tandes, in die�em Emporkommendes

Verdien�tes neben der Geburt, neben dem Privilegium liegt; aber

dies Emporkommen ge�chah unter Bedingungen und diente einem

Zwee, welcher die partikularen Selb�tregierungen des Lehens-
�taates, des �tändi�chen Staates zerreiben und die Er�ezung der-

�elben im Sinne eines großen Gemeinwe�ens verhindern mußte.
Die religiö�en Kämpfedes �e<szehnten und �iebzehntenJahrhun-

derts, �o ern�thaft fie hier und da die für�tlihe Macht er�chüttern, en-

den dennochmit einer we�entlichen Ver�tärkung der�elben, fie bre<hen
das An�ehen, die �elb�t�tändige Stellung der Prälaten, des gei�tlichen
Standes, und geben den Für�ten in engerem oder weiterem Um-

fange die Verfügung über die Be�izungen, die Einkünfte, die

Stellen und Rechte de��elben. Nicht blos daß die Reformation
den Für�ten, welche �ih zu ihr bekennen, die Verfügung über die

Kirche gewährt, auh auf der Gegen�eite �ieht �i<h das Pab�tthum
genöthigt, auf die �elb�t�tändige Stellung der Bi�chöfe , des gei�t-
lichen Standes, zu verzichten, um das Für�tenthum für die Auf- -

re<thaltung des fatholi�<hen Dogma zu gewinnen. Hüben wie

drüben wird der gei�tlihe Stand dem Landesherrn unterworfen.
Selb�t in Spanien muß das Pab�tthum die Bi�chöfe be�tätigen,
welche der König ernennt. Statt des Pab�tthums herr�cht das

Für�tenthum kraft göttlicherAutori�ation über den Staat wie über

die Landeskirchen.
:
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Bald na< dem Ende der religiö�en Kämpfe, bald nah
dem Siege des Für�tenthums über den gei�tlihen Stand, in der

zweiten Hälfte des �iebzehnten Jahrhunderts i� auch.der Sieg
des Königthums über die andern Stände, über Adel, Ritter und
Städte ent�chieden. In Frankreih machte es die Trennung der

General�tände in Gei�tlichkeit, Adel und Städte, die Ab�timmung
na<h Ständen und innerhalb der Stände na< den vormaligen
Lehensherr�chaftenden Königen leichter, die General�tände als die

Renitenz der großenAdelsfamilien zu be�eitigen. Mit �tarker Hand

faßten �ie die alten Lehensherr�chaften, die fie in Provinzen ver-

wandelt hatten, zu�ammen, bahnten �ie dur< ihre Jutendanten

der unbe�chränkten Gewalt den Weg. Bei der durchgeführten
Theilung des Reiches konnte �ih in Deut�chland die�e Entwi>ke-

lung nur innerhalb der einzelnen Territorien vollziehen. Auch
-

hier war der gei�tlihe Stand von den Für�ten abhängig gewor-

:

den oder aus den Ständever�ammlungen ver�hwunden. Die Rit-

ter vertraten hier weder die Bauern no< wurden �ie von ihnen
gewählt. Die Steuern, welche“dieRitter bewilligten, legten �ie"

niht �ih, �ondérn ihren Gutsunterthanen auf. Ebeu�o wenig
kamen Städte und Ritter�haften zu einem gemein�amen Inte-

re��e. Jeder Stand benußtte �eine Rechte, um �ih von La�ten für
den Staat frei zu halten, um die�e La�ten von fi<hab auf den

den andern Stand zu wälzen. Auf ihren juri�ti�<h ge�hulteu Be-

amten�tand ge�tüßt,‘wurde es den Für�ten nicht allzu�hwer, Ju-

.�titutionen über den Haufen zu werfen,die nur dem Ganzen ge-

genüber zur Aufrehthaltungegdi�ti�cherIntere��endienten. In

Frankreichhat der Sieg des Königthumsüber die Stände, über

Adel und Städte eine. große Bedeutung, die Bedeutung der Her-

�tellung der nationalen Einheit, der Vereinigung aller nationalen
Kräfte zu: einer gewaltigenStaatsmacht. Die�e Bedeutungfehlt

|

dem. Siege des Für�tenthums über die Stände in Deut�chland.; -

Es i�t hier nicht viel mehr ‘als die Gründung einer klein zuge-
{nittenen Tyrannei, die �i nur in den bevorzugtenTerritorien

_-
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über die Ausbeutung des Ländchens für die Genü��e des Hofes

zu einer Orduung der Steuern, des Rechtes und des Kriegswe�ens
im Sinne des Gemeinwohlserhob. Die�er Sieg des Für�tenthums
vollendete die Zer�plitterung Deut�chlands, indem er jedem auch
dem klein�ten Für�ten den Betrieb einer �elb�t�tändigen auswärti-

gen Politik möglih machte.
Die Einheit des Staats war in England nicht er�t zu grün-

den, �ie war von Wilhelm dem Eroberer gegründet. Es galt
hier niht mehr, die Gerichtsbarkeit des Staats aufzurichten, �ie

be�tand bereits �eit Jahrhunderten in der Königsbank, in den

Graf�chaftsgerichten. Es bedurfte hier keines neuen Rechts, Eng-
land be�aß ein gemeines Recht. Es bedurfte hier keines neuen

Beamten�taudes, keiner neuen Staatsverwaltung — �ie be�tanden
von Altersher. Es bedurfte keiner Brechung des Standesegoismus.
Die engli�hen Stände waren weder ein Aggregat von Provin-

zial�tänden noh die Summe des Wider�pruhs der Staudesin-

tere��en. Ritter�chaft, Bürger und Bauern waren durch eine ge-

mein�ame Vertretung verbunden. Und denno<hmachte auch hier das

Königthum im �ehszehnten, im �iebzehnten Jahrhundert große Fort-

�chritte, und dennoch �chien es auch hier, als �ollten die Nechteder

Stände der Macht des Thrones erliegen. In dem langen und erbit-

terten Kampfe der Häu�er Lanca�ter und York hatten die Be�chlü��e
der Stände endlih der Gewalt der Waffen weichen mü��en. Die

Dauer des Krieges hatte die Macht der Barone und Ritter ge-

brochen, aber der Ueberre�t hielt die kriegeri�hen Gewohnheiten

fe�t, die er iu dem franzö�i�chen Kriege, die er im Bürgerkrieg
wieder angenommen hatte. Heinri<h VII. �tellte den Landfrieden
mit �tarker Hand wieder her. Er verbot Baronen und Rittern,

bewaffneteDiener�chaften zu halten. Er übertrug einer Abtheilung
des Staatsraths, der Sternkammer, eine außerordentlicheStraf-

gewalt. Im Wege des inqui�itori�hen Proze��es �ollte die�e Be-

hörde alle Maje�tätsverbrechen,allen Friedensbrn<, alles Mis-

verhalten, alle „Disaffektion“ gegen den König ahnden. Im
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Sinne der für�tlichen Oppo�ition gegen die �elb�tändige Stellung
der Kirche zog König Heinrich die Be�ezung der Hälfte aller gei�t-
lihen Stellen an die Krone. Sein Nachfolger �chritt auf die�er
Bahn weiter. Er riß die engli�he Kirhe von Rom los, um �ie
der Herr�chaft der Krone voll�tändig zu unterwerfen. „Er ließ die

AnhängerLuthers hängen und die des Pab�tes verbrennen." Er�t
nachdemer die Kirche �äkulari�irt und �ih zum Pab�te der�elben ge-
macht, änderte er auch das Dogma. Eli�abeth führte die Reform
des Dogma durch, und wie die Sternkammer alle Abweichungen
von der guten Ge�innung gegen die Krone mit willkürlicherStrenge
�trafte, �o ahndete forthin der Oberkirchenrath, die hohe Kom-

mi��ion, dur< königlicheErnennung be�ebt, jede Abweichungvon

dem durch die Krone patentirten Glauben. Die neue Kirche lag
zu den Füßen des Königthums, welches �ie allein vor der Wie-

derkehr des Pab�tthums �chützen konnte, �ie predigte das göttliche
Necht des Thrones, die ab�olute Gewalt des Thrones, den un-

bedingten leidenden Gehor�am gegen den Willen des Königs noch
viel �tärker, als die Juri�ten und TheologenDeut�chlands. Eli�a-

beths Stellung war noh gebietenderals die ihrer beiden Vorgän-
ger. Sie ta�tete die Formen der Verfa��ung nicht an, aber �ie
dehnte daneben die Befugni��e der Verwaltung aus. Sie übte

dur die Sheriffs Eiufluß auf die Wahlen wie auf die Ernen-

uung der Ge�chwornen und ließ die�e dur die Sternkammer büßen,
weun ihre Wahr�prüche niht genehm waren. Sie �tellte neben

die ordentlihen Gerichte außerordentlihe Gerichte und zwar nicht
blos die Sternkammer und den Kirchenrath, fie �endete auh Kom-

mi��are mit richterliher Gewalt in die Graf�chaften. Die be�tän-

digen Kon�pirationen der Katholiken rechtfertigten �ol<he Maßre-

geln. Um den Bewilligungen des Parlaments zu entgehen, half

�ie �ih mit gezwungenen Anleihen bei den Reichen, �ie erließZoll-

tarife auf eigene Hand und verkaufte Handelsmonopole.Das

Oberhaus war ein gefügigesWerkzeug der Krone geworden. Die

Bi�chöfe wurden von der Krone ernannt, �ie waren Beamte, De-
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legirte der Krone auf Widerruf. Unter Eduard IV. war die

Hälfte des Adels als Anhängerdes Hau�es Lanca�tergeächtetWOIr-

den. Ein Fünftheil des ge�ammten Grund und Bodens �oll da-

durch in die Hände der Krone gekommen�ein !). Nach der Schlacht
bei Bosworth waren nur 29 Lords übrig gewe�en, Heinrih der

Achte hatte ihre Zahl wieder auf 51 gebracht und die neuen Pärs
mit konfiscirtemGrundeigenthum der Kirche ausge�tattet. Die

neuen Lü>ken,welche die Aus�chließung der katholi�chen Lords

machte,wurden dur< neue Ernennungen Seitens der Krone er-

gänzt. Das Unterhaus �ah mit Stolz, daß �i< die Macht Spa-
niens an den hölzernen Wällen Englands brach, und wagte nur

zuweilen in materiellen Fragen eine be�cheidene Oppo�ition. Die

Einziehung des Kirchengutshatte eine Ma��e von neuen Eigen-
thümern und neuen Intere��en ge�chaffen,die Reformation ent-

�prah dem Streben des engli�chenVolks, und England �tand unter

Eli�abeth an der Spitze der prote�tanti�hen Kräfte Europas.

DasAuftretender religiö�en Bewegung hatte den bisherigen
Gang der Dinge in England voll�tändig unterbrohen und ganz

neue Kon�tellationen zu Wege gebracht. Sie hatte den gei�tlichen
Stand voll�tändiger als in irgend ‘einem andern Lande zur Ver-

fügung.der Krone ge�tellt, �ie hatte den Tudors ge�tattet, in

Vertretung der nationalenIntere��en eine Diktatur der Reform,
eine fa�t ununi�chränkte Gewalt des Thrones aufzurichten. Die

Stuarts hatten die Ab�icht, den Sieg der Krone zu vollenden.

Es war dazu nichts weiter-nöthig, als no< die �tändi�chen

Formenüber den Haufen zu werfen. Die Aufgabewäre kräfti-
gen Regenten kaum zu {wer geworden,wenn man nur die na-

tionalen Tendenzenenergi�ch vertrat und EnglandsStellung an

der Spige der prote�tanti�chen Intere��en behauptete. Die Stu-

arts �{lugen den entgegenge�ezten Wegein. Sie gaben die Un-

ter�tüßung-der Prote�tanten in Frankreih, in den Niederlanden,

1) Guei�t, engl. Verfa��ungsrecht S. 157.
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in Deut�chland auf, um eine Verbindung mit den katholi�chen
Mächten, mit Spanien und Frankreich, zu �uhen. Nah dem

Vorbilde die�er Staaten hielten Jakob I. und Karl I. eine katho-
li�irende Richtung der Kirche für unerläßli<, um die ab�olute
Gewalt des Thrones zu �ihern. Karl erklärte das Parlament
für eine berathende Behörde, von deren Wohlverhalten es ahb-

hänge, ob �ie fortbe�tehen werde oder niht. Er regierte zehu
Jahre hindur< ohne Parlament, er erhob unbewilligte Steuern.

Lord Strafford �agte: „Sie gewöhnen �i< in einigen Jahren.“
Aber es war niht blos ein Angriff auf die politi�che, es war

ein Angriff auf die religiö�e Freiheit des Landes, ein Angriff auf
die nationale Vertretung wie auf das nationale Bekenntuiß, wel-

cen die Stuarts unternommen hatten. Um die religiö�e Freiheit,
das nationale Bekeuntniß zu retten, erinnerte �i< England �einer
�tändi�chen Rechte. Die Oppo�ition des Unterhau�es erwachte ge-

gen Jakob I., um gegen das Bündniß Englands mit den katho-
li�hen Mächten zu prote�tiren. Lord Strafford hatte den Wider-

�tand des Parlaments überwältigt, als die kirhlihen Reformen
des Erzbi�chofs Land, die Her�tellung der katholi�chenLiturgie, der

Formen der katholi�chen Kirche, den bereits überwundenen Stän-

den neue Kraft gaben und die Revolution entzündeten. Nicht
an dem Angriff auf die �tändi�hen Rechte, an dem Angriff auf
das nationale Bekenntniß �cheiterten die Stuarts.

Der Reformation von oben herab war in England eine Re-

formation von unten her, dem reformirendenThron war ein re-

formirendes Volk entgegengetreten. Hatte die Krone im Intere��e
der Oberhoheit des Staats über die Kirche reformirt, die Ge-

müther des Volkes waren von der neuen Lehre entzündet worden.

Den Ueberre�ten des Katholicismus �ezten die Puritaner die

Reinheit des neuen Glaubens entgegen, der Suprematie des Kö-

nigs die Selb�tregierung der Kirche, den Bi�chöfen das allgemeine
Prie�terthum, der Hoftheologie die Bibel, den neununddreißig
Artikeln das gläubige Gemüth, dem Oberkirchenrath die eigene

D
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Ueberzeugung.Sie hatten die Tyrannei Eli�abeths willig, ja

freudigen Herzens ertragen, �o lange England gegen Spanien,
*

gegenden Katholicismus im Kampfe�tand —- jektwar die Krone

zum Katholicismus übergetreten, jeßt trieb fie die anglikani�che
Kirche �elb�t. in das Lager des Puritanismus hinüber. Die �tän-

di�chen Nehte wurden hervorge�uht und benußt, um die Syno-

dalverfa��ung der engli�chen Kirche dur(zu�egzen.
Es war nichtdas Parlament, nicht die presbyteriani�chePar-

tei, welhe den Sieg davon trug. Die Radikalen, die Erleuch-
teten des Herrn hatten im Laufe die�es Kampfes ihren Fanatis-

mus disciplinirt. Das Schwert in der einen, die Bibel in der

andern Handwarfen �ie zuer�t den König, dann das Parlament

‘nieder, und richteten eine pieti�ti�he Militärdiktatur, die Dikta-

tur der Konventikel in England auf.
Die {were Wucht ihrer Waffen und ihre fin�tere Strenge

bahnten einer Reaktion den Weg, welche das Königthum und den

Anglikanismus �tärker als zuvor wieder her�tellte, welhe Karl Il.

in den Stand zu �ezen �chien, das Mißlingen �eines Vaters aus-

zugleihen und den Ab�olutismus in England zu der�elben Zeit

aufzurichten, als Ludwig XIV. “in Frankreih den leßten Wider-

�tand des Adels und des Parlaments, die deut�chen Für�ten das

lezte Wider�treben der deut�chen Stände brachen. Das religiö�e
Feuer war aus8gebrannt, die anglikani�che Kirche fürchtete den Pres-

byterianismus, den Indepeidentismus mehr als den Katholicis-
mus, Es gelang Karl Il. in der That, die rihterlihe Gewalt

“unter die Krone zu beugen, die �tädti�chen Korporationen zu bre-

chen, alle wider�trebenden Elementeaus den Beamtungen der

Krone, der Graf�chaften und der Kirche auszu�cheiden, ohne die

Formen der Verfa��ung zu verlezen. Aber {hou hatte der Rü>-

fall in die Politik Karls L., die geheime und die offene Allianz
mit Ludwig XIV. die reaktionäre Stimmung des Landes er�hüt-
tert, als der Uebertritt Jakobs 11. zum Katholicismusdie �hla-
fende Oppo�ition der Stände wieder erwe>te. Der unverholene
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Angriff auf das nationale Bekenntniß nöthigte endlih zu offenem
Wider�tande. Es war die religiö�e Frage, welchedas Königthum
unter den Tudors erhoben, unter den Stuarts ge�türzt-hatte.

Nicht die ab�olute Gewalt des Thrones
- wie auf dem Fe�tlande,

die Rechteder Stände gingen in England �iegreichaus den religiö�en
Kämpfen des �ehszehnten und �iebzehnten Jahrhunderts hervor.

Der Vertrag, welchendie Stände mit Wilhelmvon Oranien
{hlo��en, �tellte niht blos den Prote�tantismus, �ondern auch die

Rechte der Stände unwiderruflichfe�t (1688). Sorgfältiger als die�e
�icherte er die Unabhängigkeitder richterlihen Gewalt, die Rechte
der Korporationen, der Graf�chaften und der Städte, die Rechte
der Per�on und des Eigenthums vor willkürlichenEingriffen.
Die Verwaltung des Landes durch die Graf�chaften er�parte Eng-
land einen gelehrten Beamten�tand, welcher auf dem Fe�tlaude in

der Gewalt der Krone �eine eigene Gewalt gründete. Die einzige
�tehende Armee, wel<heEngland gekannt hatte, war die revolu-

tionäre Armee Cromwells. Das Andenken an die�e war den An-

hängern des ge�türzten Königshau�es, den Torys, no verhaßterals

den Anhängern der neuen Dyna�tie, den Whigs. Troß der Kriege,
welche das achtzehnteJahrhundert erfüllten, machte die in�ulare
Lage eine �tarke Armee für England minder nothwendig, als für
die Staaten des Kontinents. Unbekannt mit den eigenthümlichen
Verhältni��en des Landes waren die Kurfür�ten von Hanover genö-
thigt, die Negierungden einheimi�chenMini�tern in weitem Umfange
zu überla��en. Die eigentlichroyali�ti�he Partei des Landes, die

Männer der anglikani�hen Kirche, die Mehrheit der Ritter�chaft,
welche ein�t für Karl TI. zu Pferde ge�tiegen war, leugnete das

Recht Wilhelms, das Necht des Hau�es Hanover auf den Thron;
�ie hielt an der Legitimität, an dem Hau�e Stuart fe�t, �ie war

jakobiti�<. So war die neue Dyna�tie genöthigt, �i<h auf die

liberale Partei, die Whigs, zu �tüßen. Aber die�e Parteihatte
bereits unter Karl IT., unter Jakob Il. die Rechte der Stände

vertheidigt. Wie auf den Rechtstitel des Hau�es Hanover hielt
:

Ls
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�ie auf die NRethtedes Parlaments. Wenn die neue Dyna�tie den

Thron behaupten wollte, war �ie genöthigt, die Rechteder Stände

in vollem Umfange anzuerkennen. Fa�t �e<hszigJahre hindurh
ununterbrohen an der Spigze der Verwaltung, befe�tigten die

Mini�terien der Whigpartei die Rechte des Parlaments. Sie leg-
ten das ent�cheidendeGewicht in das Unterhaus. Nachdem Wal-

‘pole im Jahre 1716 durch die Einführung der fiebenjährigen
Dauer des Parlaments die�em eine �tärkere Stellung �owol gegen
die wählenden Kla��en als gegen das Oberhaus und die Krone

gegeben war es möglich, die �tändi�che Verfa��ung zur parlamen-
tari�chen Regierung hinüberzuführen. Von der Regierung ausge-
�chlo��en, im be�tändigen Verdacht der Kon�piration gegen die neue

Dyna�tie mußten die Torys auf die Unabhängigkeitder richter-
lihen Gewalt, auf den Rechtshußz der Per�onen und des Eigen-
thums den Whigmini�tern gegenüber halten. Sie vertheidigten
damit ihre per�önliche Sicherheit. Sie durften die Bedeutung und

den Einfluß des Parlaments niht {mälern la��en; ihre eigene
Bedeutung, ihre Hoffnungen, ihr Sieg beruhte auf ihrer Stel-

lung im Parlament. Die Lage der Dinge zwang die Torys, die

Prinzipien der Whigs als Wehr und Waffen anzunehmen, zwang

�ie, �ich �elb�t zu einer parlamentari�chen Partei umzubilden.
Als daun die Schlacht bei Kulloden (1745) die leßten Hoff-

nungen der Jakobiten vernichtet hatte, als die ge�ammte Ma��e
der Torys aus jakobiti�hen in hanover�he Torys verwandelt

war, als die bisherige Oppo�ition damit regierungsfähig gewor-
den war und regierte, da begingendie Torys wohl �tarke Fehler in

der auswärtigen Politik, da zwangen fie thöricht genug die Nach-
kommen der alten Puritaner jen�eit des Oceans zum Abfall von

England, aber �ie hüteten �i< wohl, bei aller Ehrfurcht, mit

welcher �ie die Rechte der Kronebetonten, die Macht der�elben
auf Ko�ten der Rechte der Stände, der parlamentari�chen Regie-
rung auszudehnen. Sie hätten dadur<hihre eigene Stellung ge-

<wäct, fie hätten fich �elb�t als politi�he und parlamentari�che
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Partei vernichtet. Es handelte �i<h aber auh niht mehr um Aus-

dehnung der �tändi�hen Rechte, welche die Krone niht in Frage
�tellte. Jn den Fragen der prakti�chen Politik, in der Förderung
der Intere��en des Landes hatten die Parteien fortan zu wett-

eifern, �ie hatten darum zu ringen, wer dem Lande die be�ten
Dien�te lei�tete, wer von ihnen dadur<h bei den Wahlen den Sieg
davontragen würde. Die Torys wurden aus der royali�ti�<h-ab-
�oluti�ti�hen eine con�ervative Partei, welche für die be�tehende
Verfa��ung, die be�tehenden Zu�tände eintrat, welcheGewicht legte
auf die Nechte der anglikani�chen Kirche, gegenüber den Katholi-
ken und den Di��enters, welche ihrer Zu�ammen�eßung aus der

Mehrzahl der Landgentry gemäß die Intere��en des Grundeigen-
thums vertrat, während die Whigs — �ie be�tanden aus den Fa-
milien des großen Adels, der �tädti�chen Gentry und der Minder-

zahl der Landgentry — die Intere��en der �tädti�chen Bevölkerung,
des Handels und der Gewerbe, den Fort�chritt und die Reform im

Intere��e der unteren Kla��en zu vertreten begannen. Kein Staat

Europa's hat in den letztendreißig Jahren �o tiefgreifende Re-

formen �eines inneren Lebens vollzogenals England, und heute
wollen beide Parteien Parteien der Reform �ein.

Es war der Adel welcher regierte, wel<her das Oberhaus
bildete, welcher die mei�ten Site des Unterhau�es einnahm, wel-

her dur< �eine Ab�timmungen Mini�terien �türzte und erhob,
welcherdur die�e Stellung im Unterhau�e über eine Menge von

Stellen der Kirche, über eine große Anzahl �ubalterner Pläße in

der Verwaltung verfügte. Aber die�er Adel nahm eine eigen-

thümlicheStellung ein. Ge�etzlicheVorzüge be�aßen nur die Mit-

glieder des Oberhau�es; wenn niht die Nahkommen, �o doh die

Stellvertreter der Barone Wilhelm’s des Eroberers. Es giebt
im Oberhau�e von England heute nur noch vierzehnPärsfamilien,
deren Ahnen als Pärs von England bereits das zwölfte, drei-

zehnte, vierzehnteund funfzehnteJahrhundert ge�ehen haben; die

Pärie von eben�o vielen anderen Familien �tammt aus dem �ehs-
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zehnten Jahrhundert. Vierundfünfzig Pärs datiren ihre Würde

aus den Zeiten der Stuarts; die Mehrzahl der Mitglieder
des Oberhau�es hat ihre Würde er�t im achtzehntenund neun-

zehnten Jahrhundert empfangen. Von den alten Grundherr-
�chaften der Barone �ind nur noc zwei übrig; alle andern find
dur< Konfiskationen, Veräußerungen,Theilungen, Vererbungen
auf weiblihe Nachkommenzu Grunde gegangen !). Es war die

Berufung der Krone, welche das Recht zum erblichen Size im

Oberhau�e: verlieh, es war die Ernennung der Krone, welche be-

reits �eit dem Ende des vierzehnten Jahrhunderts, vor allem �eit
den Zeiten des Tudors und �eit dem Anfang des achtzehnten Jahr-
hunderts das Oberhaus con�tituirte. Auch die Titel der alten

Baronien �ind großen Theils untergegangen, nur i� es Her-
kommen geblieben, dem Titel des Barons einen Ortsnamen hin-
zuzufügen. Die Krone war dadur< in der Lage, jedes ausge-

zeichneteVerdien�t um das Land durch einen Siß im. Oberhau�e
zu belohnenund das Alter der In�titution dur<h das Blut der

Gegenwart neu zu beleben. Auf der Erblichkeit, dem �ichern
- Be�iß von großem Vermögen und �ocialem An�ehen, auf der

Tradition politi�cher Be�chäftigung und Erfahrung, auf der Er-
“

innerung wichtiger Dien�te beruht die Bedeutung des Oberhau�es.
Es vertritt neben der Krone die dauernden Intere��en, die �tändige
Politik des Landes, es �tellt den aus der Majorität des Unter-

hau�es hervorgegangenenVerwaltungen eine andere Mehrheit ent-

gegen, welche niht aus der Wahldes Volks, aus der Meinung
und Stimmung des Tages hervorgegangen i�t, Es i�t der ober�te
Wächter des Rechts, die lezte rihterlihe In�tanz. - Selb�t im

Be�itz von bedeutendem Vermögen giebt es den be�ißendenKla��en
die Gewähr, daß die aus den Wahlen des Volks hervorgegangene
Macht des Unterhau�es weder zu vorübergehendenParteizwe>en
no< zur Ausbeutung der be�izenden Kla��en �elb�t gebraucht

1) J. Burke peerage II, 694. Grnei�t, Adel und Ritter�chaft S. 75.
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werden könne. Seine vollkommen unabhängige Stellung macht

das Oberhaus geeignet, bei etwaigen Konflikten zwi�chen der

Krone und dem Unterhau�e eine morali�<h mächtige und unpar-

teii�he Ent�cheidung zu geben und auf die�e Wei�e den Gang
des Staatslebens zu reguliren.

Die Vorrechte der Lords �ind mit dem Site im Oberhau�e,
dem peinlichenGerichts�tande vor dem�elben, dem Schutz vor Ver-

haftung er�höpft. Die Aus�chließlihkeit der Standesheirath, welche
den Adel des Fe�tlandes �eit dem vierzehntenJahrhundert zu einer

Ka�te gemacht hat, i�t niemals in England Sitte geworden. Die

Söhne des Pärs �ind Gemeine bis der älte�te in die Würde des

Vaters eintritt. Die Güter der Nobility haben keine Vorrechte
vor dem Bauergut. Sie be�izen weder Patrimonitalgerichteuoh

gutsherrliche Polizei. Sie tragen die�elbe Steuerla�t wie jedes
andere Gut, �ie werden vererbt wie jedes andere Gut. Nach ge-

meiner Sitte und Herkommen in England hat der Er�tgeborene
ein Vorrecht auf den Grund und Boden, wenn nicht anders im

Te�tamente verfügt i�t. Jeder Bauer hat da��elbe Recht durch

Sub�titution über �ein Erbe zu verfügenwie der Pär von England.
Mit den Pärs, mit der Nobility {ließt der Adel von Eng-

land; das Ge�e kennt nur die Pärs als einen bevorrechteten
Stand. Die Ritter�chaft hat einen gewi��en ge�ell�haftlihen Rang,
das Recht des Vortritts, aber keinerlei Vorrechte anderer Art.

Wie die Grundherr�chaften der Barone �ind die Rittergüter zu

Grunde gegangen. Die Schildgelder der Rittergüter waren im

funfzehnten und �e<szehnten Jahrhundert mit den allgemeinen
Steuern der Graf�chaft ver�hmolzen worden. Danach waren es

gerade die reaktionären Für�ten Karl I. und Karl II, welchedie

lezten Re�te des Lehnsverbandes�prengten. Karl I. entband die

Be�izer der Landgüter von zwanzig Pfund Einkommen von der

Einholung des Ritter�chlages und Karl 11. belohnte die Kavaliere,

welche bei Mar�tonmoor und Worce�ter gefochtenhatten dadurch,

daß er die Be�izveränderungsabgaben, das Heimfallreht aufgab
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und damit die Ritterlehen jedem anderen Grundbe�itz vollkommen

glei<hund dem Inhaber zu freier Verfügung im Leben und für
den Todesfall �tellte. Der Name der Ritter�chaft, der Gentry,
bedeutet nihts als den Stand der größeren Grundbe�izer. Aber

Name, An�ehenund Rang der Gentry �ind niht auf die�e Kla��e
be�chränkt. Wir �ahen wie im fünfzehntenund �e<szehnten Jahr-
hundert der Titel Esquire au< auf das �tädti�che Patriciat über-

ging; er i�t �eitdem auf allen �olid ge�tellten �tädti�hen Be�itz
ausgedehnt worden. Die Doktoren des Rechts führten bereits im

Mittelalter den Rittertitel niht minder als die der Theologie.
Weder den großen Betrieb von Handel und Gewerbe noch die

Intelligenz �chließt die engli�he Gentry aus. Die Grenzen der

Gentry verlieren �i< na< unten hin; jeder �elb�tändig �ituiret
Mann von an�tändiger Be�chäftigung gehört ihr an, jederhat die

Möglichkeitvor �i, bis zur Spitze der Gentry, zur wirklichbevor-

rechtetenNobility emporzukommen.
Der engli�che Adel be�tand demna<h und be�teht aus den

natürlihen Elementen, welcheüberall einen Adel con�tituirt haben
und con�tituiren werden: aus dem hervorragenden Be�iß, aus

hervorragender Intelligenz, aus hervorragendem Verdien�t. Das

Auf�teigen in den�elben von unten her, das Zurückkehrender

jüngeren Söhne der Nobility in die Stellung der Gentry er-

hielt den natürlichen Kreislauf des Blutes in der Nation, und

bewahrte den Adel Englands vor dem ka�tenartigen Er�tarren,
dem jede ge�chlo��ene, jede bevorrehtete Korporation früher oder

�päter verfällt und verfallen muß.
So die �ociale Stellung des engli�chen Adels. Seine poli-

ti�che Stellung, �eine politi�he Macht erwarb und behauptete er,

weil er niht Sonderrechte, Vortheile �uchte auf Ko�ten der übrigen
Stände, �ondern La�ten und Pflichten übernahm zu Gun�ten der

übrigen Stände, weil er die Ge�ell�haft niht ausbeuten, �ondern
vertreten und führen wollte, weil er in den Dieu�t des Landes,
in den Dien�t des Volkes trat und die�en Dien�t ohne anderen
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Entgelt lei�tete, als den des dadur< erworbenen An�ehens, des

dadurch gewonnenen politi�chen Einflu��es. Es waren die größeren
Grundbefiger, es war die Landgentry, welche �i< vorzugswei�e
mit den öffentlihen Intere��en be�chäftigte. Der Umfang und

die Art ihres Vermögens �ette �ie dazu am be�ten in den Stand.
Wie �ie es ver�hmähte �i<h dur< Exemtionen und Vorrechte in

der Be�teuerung vor den anderen Kla��en zu bereichern; �ie
trug die größere Hälfte der gemeinen La�ten, der Steuern der

Graf�chaften — ihr Antheil an den Kreisla�ten beträgt heute gegen
30 Millionen Thaler !) — fo verzichtete�ie, fi< mit der Wirth-
haft ihrer Güter, mit der Vermehrung ihrer Habe zu be�chäf-
tigen. Indem �ie ihre Ländereien verpachteteund von der Rente

lebte, hatte �ie Muße dem Staate zu dienen. Sie verlangte
niht aus Geburtsre<t oder aus dem Rechte ihres Grundeigen-
thums zu regieren. Zu dem Amte der Lordlieutenants (�eit
Eduard VI. und Eli�abeth ‘die Vor�teher der Graf�chaften) der

Sheriffs, der Friedensrichter, der Milizoffiziere der Graf�chaften
d. h. zur Verwaltung und zum Gericht der Graf�chaften konnte

man nur durch die Ernennung der Krone, zu den Sigzen im

Parlament nur dur die Wahl des Volkes gelangen. Das Ver-

trauen der Wähler mußte verdient �ein und verdient werden.

Es galt hier wie dort einen �ehr mühevollen Dien�t. Das Amt

der Friedensrihter in welhem Polizeiverwaltung und Gericht der

Graf�chaften zu�ammenlaufen, erfordert die Kenntniß des Rechts
und wie jeder Beamte in England für �eine Amtshandlungen
dem Nichter unterworfen i�t, i�t auch der untere Richter dem

oberen für �eine Urtheile verantwortli<h und mit �einem Ver-

mögen regreßpflihtig. Aber die Landgentry war dur<h das

Friedensrihteramt in be�tändiger Berührung mit den untern

Volkskla��en, dur< ihren ererbten Be�iß war fie den Wählern

der Graf�chaften und Fle>en viel be��er bekannt als die �tädti�che

1) Gnei�t, engl. Verfa��ungsreht S. 631.
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Gentry der bewegliheren Bevölkerung der Städte und es gab
feinen Zwei�palt zwi�chen Bauergut und Rittergut.

Der engli�he Adel regierte, weil er �i< dem Dien�te des

Landes widmete, weil er �eine be��ere Vermögenslagebenugte,
die�en Dien�t zu lei�ten, weil er nihts voraus hatte und voraus

haben wollte, als die�en Dien�t. Man �ah ihn neidlos an der

Spigze weil man ihn �elb�t dahin ge�tellt hatte, weil er auf glei-
<hemRechtsboden mit den übrigen Ständen �tand. Er er�ebte
dem Lande zum großen Theil einen bezahlten Beamten�tand.
Die�e Summe von freiwilligenDien�ten, welhe vermögendeund

unabhängige Männer �tatt bezahlter Beamten dem Gemeinwe�en
lei�teten, war niht blos der Stolz des Adels, �ondern auch der

des Volks.

Auch auf dem Fe�tlande war der Adel der er�te Stand, aber

er ‘war es niht im Dien�te, �ondern auf Ko�ten der übrigen
Stände. Ju der zweitenHälfte des �iebzehntenJahrhunderts hatten
die Kronen des Fe�tlandes die �tändi�chen Rechte be�eitigt. Aber

�ie hatten den Adel für den Verlu�t die�er Rechte �ehr reihli<
ent�chädigt. Die Leitung der neuen Staatsverwaltung, der neuen

Armeen, alle einträglichenStellen des neuen Staats, die Pfründen
der Kirche �ind dem Adel vorbehalten, nur daß es der König i�t,
dem die Vertheilung der�elben zu�teht, dur<h de��en Gun�t �ie
gewonnen werden. Aber es i� niht blos dies. Die Vorrechte
des Adels gegen das Bürgerthum, �eine feudalen Rechte gegen
das Bauernthum �ind ihm nicht uur erhalten; es wird ihm ge-

�tattet, die�elben no< weiter und no< lukrativer auszudehnen.
Bereits dur< die Einführung des römi�chen Rechts in die Stel-

lung des Kolonats herabgedrü>t, wird die Lage der Bauern da-

dur< immer trauriger und re<htlo�er. Der neue ab�olute Staat

bedurfte großer Mittel für das Heer und die Verwaltung, für
den Hof und die Gnadengelder des Adels. Alle die�e neuen

La�ten wurden auf die Schultern der Bürger und Bauern ge-

wälzt. Der Adel und de��en Güter blieben �teuerfrei, obwohl
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die Gegenlei�tung des Adels für die�es Privilegium, die Ueber-

nahme des Kriegsdien�tes an Stelle der übrigen Stände, nichtmehr
be�tand. Die Bauern hatten für die Abhängigkeit, in welcher �ie
�ih befanden, für die La�ten, welche �ie trugen, ehedem den

Shußz der Herren und Freiheit vom Kriegsdien�t geno��en. Sie

blieben den feudalen La�ten unterworfen, obwohl �ie �elb�t jezt
das Heer bilden mußten. Neben den ver�tärkten feudalen
La�ten für die Herren hatten �ie die Steuern des neuen

Staats, hatten �ie de��en Wegefrohnden, Militairfrohnden und

Jagdfrohnden zu tragen. Das Königthum theilte mit dem Adel die

Früchte der neuen Vollgewalt. Mit dem Adel und der hohen Gei�t-
lichkeiteng verbunden �teht das Für�tenthum über den Bürgern und

Bauern, ‘welchenjede Betheiligung am Staat, am Gericht und

an der Gemeinde entzogen i�t, welhe aus�{hließli< zum Tragen
der La�ten des Staats be�timmt �ind. Der Adel leitete nicht
blos dur< die Gun�t des Königthums das neue Staatswe�en ;
er beutete es auh zu �einem Vortheil aus. Die�e Lage war

unmöglichzu ertragen. Nachdem das Für�tenthum �i< von den

Banden des feudalen Staats, von der Vormacht des Adels und

des gei�tlihen Standes befreit hatte, �oweit die�elben �einer Ho-

heit im Wege �tanden, mußtenauh die Bürger und Bauern

ver�uchen, �i< von der Vormacht des Adels, von den feudalen
La�ten, welche die Krone für �ie hatte be�tehen la��en, zu eman-

cipiren. Sobald das �einer lokalen Regierung und Bedeutung

beraubte, bei Seite ge�hobene und mißachtete Bürgerthum �o
weit in intellektueller Bildung vorge�chritten war, daß es die

Führung der Bauern übernehmen konute, mußte der Krieg der

Stände auf dem Fe�tlande zum Ausbruch kommen, wenn nicht

um�ichtige und thatkräftige Für�ten die Lage der Bürger und

Bauern verbe��erten. :

Es i�t der Krieg der Stände, der Bürger und Bauern

gegen den Adel, welcher den An�toß nicht blos, �ondern den ge-

fammten Kern der politi�hen Kämpfe ausmacht, welche die
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Staaten des Fe�tlandes �eit dem Ende des vorigen Jahrhunderts

bewegen. Es handelte �i< niht und handelt fich heute niht um

Angriffe auf die Throne, um den Sturz der Throne, es handelte
�i< um Aufhebung der Lehensla�ten, um gleicheVertheilung der

Staatsla�ten, um den gleihen An�pru< Aller auf die Aemter

des Staats, um das gemeine Recht aller Stände gegenüber den

Sonderrechten des Adels. England konnte von die�en Kämpfen
niht ergriffen, es konnte kaum von ihnen berührt werden, weil

ihm der Stoff der�elben fehlte, weil die ge�ammte Entwi>kelung
�einer Verfa��ung niht auf dem Privilegium und den Sonder-

rehten des Adels „�ondern auf dem gleihen Recht, auf der Har-
monie der Stände begründet war !)." Seine Revolution war

fein Kampf der Stände gegen einander gewe�en, �ondern der Kampf
einer religiôs-politi�chenDoktrin gegen die andere. Im langen
Parlamente hatten Lords ge�e��en wie im Parlamente zu Oxford.

Der Kampf der Stände mußte auf dem Fe�tlande in dem

Staate zum Ausbruch kommen, er mußte da am erbittert�ten ge-

führt werden, wo die feudalen La�ten am {hwer�ten, die Staats-

la�ten am ungeme��en�ten den Bürgern und Bauern aufgelegt
waren, wo �tatt der Lei�tungen des Adels für den Staat die

Ausbeutung der unteren Stände zu Gun�ten des Adels am wei-

te�ten getrieben war, in Frankreih. Nahm die Krone von Frank-
reih beim Ausbru< des Kampfes, wie �ie mußte, ihre Stellung
an der Spige der Bürger und Bauern, des dritten Standes, �o
konnte �ie, nah den Worten Mirabeau's, im Mai 1789 den zweiten
Akt der däni�chen Revolution von 1660 aufführen, d, h. �ie war

in der Lage, �i< von denBürgern und Bauern eine vollkommen

ab�olute Gewalt übertragen zu la��en, �obald �ie die Grundherr-
lihkeit aufhob und das gleihe Recht aller Stände dem Staate

gegenüber proklamirte. Ludwig XVI. hatte vollkommen in der

Hand, zu erreichen, was der er�te und der dritte Napoleon er-

1) Gnei�t, Adel und Ritter�chaft S. 836.
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reiht haben, die ab�olute Gewalt der Krone über die gleichge-
�tellten Stände Frankreichs. Er zog es vor, für den Adel und

den Klerus gegen die Bürger und Bauern einzutreten. So
wurde die�en eine Richtung aufgezwungen,welche ihnen bis dahin
fremd war. Sie waren genöthigt, politi�che Rechte, Antheil an

der Regierung zu verlangen, um die Gleich�tellungder Stände
auh ohne und gegen das Königthum dur<führen zu können.

Mitten in die�en Bemühungen gelang es einem Haufen Ideag-

li�ten und einer Bande von Verbrechern, den Streit kün�tlich zu

erhißen und den Thron als den Verbündeten des Adels zu �türzen.
Die�er fal�he Weg, in welchen die Emancipation der Bürger

und Bauern durch die Fehler der Krone wie dur<h den Ehrgeiz
der Demagogen in Frankreichgedrängt wurde, i�t für den Kon-

tinent von der traurig�ten Bedeutung geworden. Die bere<tigten
Forderungen der Bürger und Bauern waren dur< die Exce��e,
dur< die Gräuel und die Verbrechen der Revolution auf lange

hinaus kompromittirt. Es gelang dem Adel des Fe�tlandes, die

Throne zu überreden, daß das Streben des Bürger- und Bauern-

thums niht gegen das Privilegium, �ondern gegen die Kronen

�elb�t gerichtet �ei, es gelang ihnen, alle Ver�uche die�er Emanci-

pation als Attentate gegen den Thron zu brandmarken, es gelang
ihnen, die Erhaltung ihrer Feudalrehte mit der Erhaltung der

Throne zu identificiren. Es gelang ihnen, durch die Fiktion, daß
der Adel die einzigeStüße der Throne �ei, jene Koalition zwi�chen
Adel und Königthum wiederherzu�tellen, welhe in der zweiten
Hälfte des �iebzehntenJahrhunderts be�tand. Ueber die�en Vor�piege-

lungen eines Adels, welher den Beruf der Krone ausließli<
darin erbli>te, ihm die Bauern uuterthäuig und in Ordnung zu

halten, der nur unter die�er Bedingung royali�ti�h war — wenn

aber niht, niht — vergaßen die Für�ten Europas, daß ihnen ein�t

das Bürgerthum zum Siege über den Adel verholfen, vergaßen �ie,

daß ihre er�te und �tolze�te Aufgabe und die bewährte Bedingung

ihrer Macht die i�t, die unteren Stände gegen die oberen, die
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Schwachen gegen die Mäthtigenzu {hüßen;�ie vergaßen, die

Pflichten für die große Gemein�chaft, welche �ie vertreten und re-

gieren, für Alle na< gleihem Verhältniß zu beme��en. Sie haben
dadurch die unteren Stände gezwungen, immer wieder nah dem

Antheil an der Regierung zu �treben, um mit den Sonderrechten
des Adels fertig werden zu können. Nicht blos KarlX. von

Frankreichhat in der Stunde der Gefahr empfunden, welcheStüße
die Bevorzugung des Adels zu gewähren vermag. :

Es i�t niht wün�chenswerth,daß der Kampf der Stände in

Deut�chland ende, wie er in Frankreich geendet hat, mit der

Gleichheit und mit der Unfreiheit, mit der Vernichtungdes Adels,
mit der büreaufrati�< erzwungenen Einheit und Gleichheit der

Stände, d. h. mit der gleihen Bevormundung Aller dur< den

omnipotenten Polizei�taat. Die�es Ende i� der Anfang neuer

Kämpfe. Der Polizei�taat i�t den Kronen wie den Völkern gleich
unheilvoll und gefährlih. Die centrali�irte Verwaltung i� eine

ohne Zweifel �ehr bequeme Mafthine, aber �ie i� eine Ma�chine.
Sie i�t außer Stande den Kronen im Moment der Gefahr einen

irgend haltbaren Stüßpunkt zu gewähren. Je mehr der Beamte

nichts i�t als ein Theil der Ma�chine, nm �o gleihgültiger i�t es

ihm wer das Räderwerk dirigirt; er funktionirt unter dem einen

Ma�chinenmei�ter �o gut wie unter dem andern. Die Beamten

granfrei<hs �ind ohne den Ver�u<h eines Wider�tandes von der

Direktion Karl X. unter die Ludwig Philipps, von der Ludwig
Philipps unter die der Republik, von der der Republik unter die

Leitung LudwigNapoleons übergegangen. Was nicht �elb�t �teht,
i�t keine Stütze. Der Polizei�taat Frankreichs i�t heute bereits in

die Militairdiktatur zurü>gegangen, aus welcher er hervorgegan-
gen i�t. Anderer�eits gewöhnt der Polizei�taat die Unterthanen,
nihts von �i, �ondern alles vom Staate zu verlangen. Je nah
der Lage der Zeiten erdrü>t er alles öffentlicheIntere��e, allen

Gemeinfinn in den Bürgern, �tatt ihn zu erziehen und zu bele-

ben, oder er treibt das ¿fentliche Intere��e in die gefährlich�ten
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Bahnen. Der Dru> der im Polizei�taate auf alle Ständen la�tet,
führt mit Nothwendigkeit dazu, für die�en Dru dur Antheil
an der Regierung, dur<h General�tände, dur eine Centralvertre-

|

tung Ent�chädigung zu �uchen. Der Polizei�taat drängt unabweis-

lih zur Reprä�entativverfa��ung, aber er macht �ie zugleichun-

mögli<h. Einer Exekutivgewalt gegenüber deren Verwaltungsbe-
fugni��e unbe�chränkt �ind, welche �i auf eine �tarke Armee �tüßt,
welcheüber ein Heer ab�olut abhängigerBeamten gebietet, welche
den Bürger in �einem Broderwerb von ihren Konze��ionen ah-

hängig macht, kann eine Centralvertretung nihts anders als ent-

weder ohnmächtigoder aggre��iv �ein. Die Verfa��ungsver�uche,
welcheFrankreih auf die�em Boden gemachthat, �ind ge�cheitert
und mußten �cheitern, weil jede Bedingung des Gelingens fehlte.

In England �ind die Schranken, welche die Stände ein�t
der Machtfülle der königlihen Beamten gezogen haben, auch

Schranken geblieben gegen die aus dem Unterhau�e hervorgehenden
Mini�ter. Wie nah oben an der Krone und am Oberhau�e, fin-
det die Centralverwaltungnah unten hin fe�te Krei�e, in welche

�ie niht einzugreifen vermag. Die Krei�e des Landes und die

Städte verwalten �i< �elb�t. Nicht einmal die Be�tätigung der

von den Städten gewähltenBürgermei�ter und Altermänner �teht
der Negierung zu. Das Recht jeder Korporation wie das jedes
einzelnen Bürgers �teht unter dem Schuge der richterlihen Ge-

walt, welche auf die �elb�tändigen Korporationender Advokaten

ge�tüßt und aus die�en hervorgehend, völlig unabhängigge�tellt
i�t. Jedem Einzelnen wie jeder Korporation �teht das Recht zu,

gegen Anordnungen der Polizei und VerwaltungKlage bei der

Ksönigsbank zu erheben, welche die Verwaltung dur< Strafman-
date gegen die ausführendenBeamten in dem Krei�e ihrer Kom-

petenz hält. Ver�agen die Korporationen der Städte, der Graf-

�chaften, der Kirche der Centralgewalt den Gehor�am, �o be�itzt

auch die�e kein anderes Zwangsrecht gegen die Korporationen, als

die Klage bei der Königsbhank. Auf die Armee, die Kirche und
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die Schule vermag die Centralregierung nur einen geringen
Einfluß zu üben. Die Dffizier�tellen werden dur<hKauf von den

be�ißenden Kla��en für Mitglieder ihrer Familien erworben, das

Avancement hängt von dem �elb�tändigen Generalcommando ab.

Wohl �teht der Centralverwaltungdie Ernennung der Bi�chöfe,
die Vergebung von einer Anzahl gei�tliher Stellen und Pfarräm-
ter zu. Aber die Be�ezung der Pfarr�tellen liegt zur Hälfte in

den Händen der Bi�chöfe und Kapitel, zur andern Hälfte in den

Händen der größeren Grundbe�iger, und die Di��enters bilden etwa

das Drittheil der ge�ammten kir<lihen Gemeinden. Die Univer-

�itäten �ind �elb�tändige Korporationen, in welche die Regierung
nicht einzugreifen vermag. Zwei Drittheile der Schulen be�tehen
auh heute no< dur< Privatmittel. Die Regierung übt wohl
eine gewi��e Aufficht aber keine Leitung des Schulwe�ens. !) End-

li verfügt die Centralregierungauch nicht einmal unbedingt über

die Verwaltungsbeamten. Es �ind nur etwa �e<s8zig Aemter,

welche mit dem Mini�terium we<h�eln, und auch von die�en �ind
noch einige Sinekuren , andere Hofämter.

Es wäre eben�o unver�tändig als unmöglich, alle In�titutio-
nen und mit ihnen alle Mißbräuche Englands nachzuahmen,um

eine heil�ame Vertretung zu erreichen, aber es i� nothwendig
eine andere Grundlage für die�elbe zu be�izen als den Polizei-
�taat. Was die Gun�t der Ge�chichte England gewährt hat, die

glü>lihe Koincidenz der nationalen, religiö�en und politi�chen
Entwi>klungskri�en, die�e Gun�t i�t Deut�chland ver�agt worden.

Was die Ge�chichtever�agt hat, durcheinen Akt des freien Ent�chlu��es
zu er�ehen, den Kampf der Stände anders und be��er zu enden

als in Frankreich, liegt in er�ter Linie in der Hand des deut�chen
Adels. Kein Ein�ichtigerbezweifelt,wie großeund heil�ame Dien�te
der unabhängigeGrundbe�itz — be�iglo�e Titel �ind ohne politi�chen
Werth — dem Gemeinwe�en zu lei�ten im Stande i�, wie fe�t die

1) Gnei�t, engl. Verfa��ungsreht S, 565.
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Stütze i�t, welche er den Verfa��ungen zu gebenvermag. Der große

Grundbe�ig i� in Deut�chland im Verlaufe eines mehr als fünf-

zigjährigen Kampfes mit vieler Schonung behandelt worden und

das deut�che Volk i�t frei von dem Neide der Franzo�en gegen

hervorragendeStellungen. Aber der große Grundbe�itz muß darauf

verzichten,dur die Gun�t der Kronen Vortheile auf Ko�ten der

anderen Stände behaupten zu wollen. Er muß aufhören, die

Kronen zu kompromittiren, wenn er ihnen eine wirkliche Stüße
fein will. Er muß mehr thun als de�tilliren und fabriciren, wenn

er mehr �ein will als ein privilegirter Bürger�tand. Er muß
es ver�tehen, arm�elige Privatrehte aufzugeben, wenn er eine

ange�ehene öffentlicheStellung gewinnen will. Es handelt �ih für

ihn darum, eine gehä��iige Situation zu verla��en, um eine geachtete
und wohlthätige dafür einzunehmen, �hwächli<he Stüßpunkte

aufzugeben, um �tarke dafür zu erlangen. Man muß auf Son- -

derrehte verzihten, um das Recht Aller vertreten zu können.

Man muß verzichten, Kon�tabler einer Bauerngemeinde zu �ein

und einen Knecht zu prügeln, wenn man die Gemeinen des

Reichs führen will. Un�er Adel muß endlich begreifen, daß das

natürlihe Uebergewiht des großen Grundbe�izers über den klei-

nen, des Gebildeten über den minder Gebildeten, des weiteren

Horizonts über den engeren er�t dann beginnt, wenn es keinen

Streit über Rechteund Pflichten zwi�chen dem großen und kleinen

Grundbe�iß mehr giebt. Man muß darauf verzichten, ein kleiner

Herr zu �ein, man muß verzichtenprivatim zu regieren, um das

�ociale Uebergewicht, welches der größere Be�iy giebt, auf das

öffentlihe Leben übertragen zu können. Den alten Saß alles

Rechts: ohne Pflichten keine Rechte, kann niemand um�toßen.

Der große Grundbe�iß muß bereit �ein, die größten La�ten für

den Staat zu übernehmen, wenn er die geachtet�te Stelle in

dem�elben einnehmen will.

Wir haben keinen Grund Frankreich um �eine politi�che Lage

zu beneiden, wir haben keinen Grund alle In�titutionen Englands
4
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vortrefflih zu finden. Es find gute Grundlagen ge�under poli-

ti�cher Organi�ation in Deut�chland erhalten oder wiederbelebt

worden. Un�ere Verwaltuug be�teht aus Elementen, mit welchen
weder die engli�he no< die franzö�i�che an �ittliher Tüchtigkeit
und Intelligenz einen Vergleichaushält. Die Wirk�amkeit un�erer
Beamten wird um fo wohlthätiger �ein, je weiter ihre Organi-
�ation �ich von der der franzö�i�chen Präfektur entfernt, je größerer
Spielraum der richterlihen Gewalt ge�tattet wird, die Verwaltung
innerhalb der Schranken ihres Rechts zu halten. Un�er Bauern-

�tand i�t glü>licher Wei�e niht wie der Englands dur das

UVebergewihtdes großenGrundbe�izesin �einer Mehrzahl in

Pächter verwandelt worden, un�er Bürger�tand i�t in Be�iß größerer
Bildung und größerer politi�her Befähigung als der engli�che
Bürger�tand. Un�ere Bürger und Bauern be�izen größere Nei-

gung, größere Tüchtigkeit und eine größere Hingebung für die

Verwaltung ihrer Gemeinden, als die Bürger und Bauern

Englands. Der große Grundbe�itz hat diejenige �ociale Stellung,
er kann die Muße und Unabhängigkeit haben, welche die dauernde

Be�chäftigung mit den öffentlichen Angelegenheiten fordert. Der

Ver�uch die deut�chen Verfa��ungen im neunzehnten Jahrhundert
zu feudali�iren, den Büralismus zum Werkzeugedes Feudalismus

zu machen, würde, wenn er gelingen könnte, die Lage Frankreichs
vor der Revolution, die Lage des Jahres 1789 wiederholen. Ver-

tau�cht der große Grundbe�ig nicht ern�thaft die feudale Stellung
mit der kommunalen, �o wird ihm kein vorübergehender Erfolg
das Schick�al er�paren, bei Seite ge�choben zu werden.
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